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         Über das Buch

         In der Eurokrise wurde die Arbeitspolitik zum strategischen Feld politischer Auseinandersetzungen
            zwischen »neoliberalen« und »sozialregulativen« Kräften. Zwischen 2009 und 2017 wurde
            in der Europäischen Union ein neues arbeitspolitisches Regimes etabliert, das primär
            auf die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit zugeschnitten ist. Felix Syrovatka analysiert
            die hinter den institutionellen Transformationsprozessen liegenden Konflikte und legt
            eine tiefgreifende und detaillierte Charakterisierung der neuen europäischen Arbeitspolitik
            vor. Er verdeutlicht die institutionellen Verschiebungen und die veränderte Funktionsweise
            anhand konkreter Beispiele und Fallanalysen und rekonstruiert dabei die konfliktreichen
            politischen Entscheidungen.
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      Die Eurokrise ab 2009 stellte für die Europäische Union eine Zäsur dar. Als Folge
         der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise von 2007/2008 legte sie die ungleiche
         ökonomische Entwicklung zwischen den europäischen Mitgliedsstaaten offen und führte
         infolge ihrer Bearbeitung zu einer weiteren Vertiefung der Legitimationskrise der
         EU. Auch wenn die Eurokrise im offiziellen Sprachgebrauch überwunden ist, so wirken
         ihre Folgen bis heute nach und manifestieren sich nicht zuletzt in den (partei-)politischen
         Umbrüchen der EU-Mitgliedsstaaten. Auf europäischer Ebene führte die Eurokrise zu
         einer partiellen Europäisierung arbeitspolitischer Kompetenzen. Insbesondere durch
         den Fokus der Krisenbearbeitung auf die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedsstaaten
         wurden Strukturen, Mechanismen und Instrumente etabliert, die der nationalen Arbeitspolitik
         wie auch den Tarifparteien einen engen Rahmen vorgeben. Ein Interviewpartner bezeichnete
         diese neue Form europäischer Arbeitspolitik als Korsett, das der Arbeitspolitik in
         den Mitgliedsstaaten angelegt wurde. Das Anliegen des vorliegenden Buches ist es,
         den Etablierungs- und Durchsetzungsprozess der Neuen Europäischen Arbeitspolitik in
         der Eurokrise nachzuzeichnen und die damit verbundenen multiskalaren Auseinandersetzungen
         und spezifischen Interessen sozialer Akteursnetzwerke herauszuarbeiten. Dem Buch liegt
         daher der Anspruch zugrunde, den komplexen europäischen Politikformulierungsprozess
         in der Arbeitspolitik zu sezieren und die dahinterliegenden Macht- und Herrschaftsverhältnisse
         offenzulegen.
      

      Das vorliegende Buch ist die gekürzte, überarbeitete und aktualisierte Dissertationsschrift,
         die ich im Mai 2021 an der Eberhard Karls Universität Tübingen verteidigt habe. Da
         ein solches Projekt nicht im dunklen und einsamen Studierzimmer entsteht, sondern
         immer auch das Ergebnis von Diskussionen, wertvollen Kommentare, Kritik sowie emotionaler
         und finanzieller Unterstützung ist, bin ich verschiedenen Menschen zum Dank verpflichtet.
      

      Von Beginn an haben mich bei diesem schwierigen Unterfangen der Doktorarbeit Hans-Jürgen
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         Mein Dank gilt zudem Etienne Schneider, mit dem mich nicht nur eine enge Freundschaft
         und eine ähnliche Sicht auf die Welt verbindet, sondern auch ein reger und produktiver
         Austausch. Ohne unsere gemeinsamen Diskussionen würde das Buch heute wohl anders aussehen.
         Ebenso dankbar bin ich Thomas Sablowski, der die Entstehung und Entwicklung der vorliegenden
         Arbeit begleitete und mich mehrfach dazu motivierte, Sachverhalte neu zu überdenken.
         Ein dickes Dankeschön geht zudem an Tobias Haas und Nikolai Huke, die mir beide während
         meiner Dissertation als Freunde und Kollegen mit Rat und Tat zur Seite standen, mehrere
         Kapitel korrekturgelesen und mir wichtige Anregungen zur Überarbeitung gegeben haben.
         Merle Föhr erledigte ein sorgfältiges Korrektorat.
      

      Daneben gilt mein Dank Judith Benda, Isidoros Sakkas und Yara Benda für ihre Freundschaft
         und dass ich bei ihnen in Brüssel während meines Forschungsaufenthalts wohnen durfte,
         Roland Erne für sein Feedback, Miriam Hartlapp für wichtige Hinweise zur Organisation
         und Kommunikation der EU-Kommission, Florian Rödl für die Einführung in die Rechtsprechung
         des EuGH sowie Frank Deppe für die Lehre, was es heißt, ein kritischer Wissenschaftler
         zu sein. Zudem gilt mein Dank Ioannis Kompsopoulos, Jannis Chasoglou, Sarah Kassem,
         Simon Guntrum, Joscha Abels, Malte Lührmann, Pauline Bader, Floris Biskamp, Mathis
         Heinrich und allen anderen TeilnehmerInnen des Promotionskolloquiums am IfP in Tübingen,
         Markus Wissen, Ingo Stützle, Martin Beckmann, Jakob Graf, Dorothea Schmidt, Mariana
         Schütt, Sandra Sieron, Jenny Simon, dem PROKLA-Beirat, Daniel Seikel, Martin Höpner,
         Loren Balhorn, der AkG und der AkE, Ingar Solty, Stefanie Hürtgen, Stefanie Wöhl,
         Tim Berger, Martin Schreiber, Norma Tiedemann, Bernd Bonfert, Sonja Buckel, Fabio
         De Masi, Pascal Meiser, die MarburgerInnen und allen anderen, die ich hier vergessen
         habe.
      

      Meine Promotion wurde durch ein Stipendium der Rosa-Luxemburg-Stiftung finanziell
         unterstützt. Ein besonderer Dank geht dabei an das Studienwerk, das RLS Büro in Brüssel
         sowie an das Institut für Gesellschaftsanalyse. Insbesondere danke ich Mario Candeias
         (für all die Unterstützung!), Markus Hawel, Juliane Kretschmer, Katja Voss und Jane
         Angerjärv, Judith Dellheim, Cornelia Hildebrandt, Alex Demirović sowie Michaela Klingberger
         und Uta Tackenberg für ihre Hilfe auf den letzten Metern.
      

      Die Arbeit wäre ohne meine Eltern, Astrid und Bernd Syrovatka nicht entstanden, die
         mir über all die Jahre den Mut, die Zuversicht und das Selbstbewusstsein gegeben habe
         weiterzumachen. Danke Mama, Danke Papa für eure Unterstützung.
      

      Gewidmet ist diese Arbeit Inga Jensen und unserem Sohn Oskar, die mir beide immer
         wieder gezeigt haben, wie bunt, schön und liebenswert diese Welt ist und wofür es
         sich zu kämpfen lohnt. Danke.
      

      Berlin im November 2021

   
      
         1.Einleitung

      

      Die Corona-Pandemie und die auf ihre globale Verbreitung reagierenden staatlichen
         Eindämmungsmaßnahmen haben die Rolle von Arbeitspolitik für die Gesellschaft hervorgehoben.
         Insbesondere in der Europäischen Union (EU) konnten durch Kurzarbeitsregelungen und
         das Handeln der Konfliktpartner ein Anstieg der Arbeitslosigkeit verhindert werden.
         Zugleich fingen die nationalen sozialen Sicherungssysteme viele Menschen auf, die
         ihre Arbeitsplätze verloren hatten, und verhinderten somit einen enormen Anstieg der
         Armutsrate. Im Vergleich zu den USA wurden in der Corona-Pandemie die Vorteile der
         europäischen Sozialmodelle offensichtlich, die auf einem komplexen System Industrieller
         Beziehungen, einem vergleichsweise umfangreichen arbeitsrechtlichen Schutz der ArbeitnehmerInnen
         und einem regulierten Arbeitsmarkt basieren (Platzer 2011). Insbesondere was die Abfederung
         der sozialen Krisenfolgen betraf, haben sich die heterogenen europäischen Sozialmodelle
         gegenüber dem kompetitiven Modell der USA als überlegen erwiesen (Handelsblatt, 08.10.20).
      

      Hinzu kam, dass die nationalen Arbeitspolitiken durch europäische Initiativen wie
         dem SURE-Programm1 unterstützt wurden (Schneider/Syrovatka 2020a; 2020b). Damit machte die EU-Kommission
         nicht nur deutlich, dass sie die jeweilige nationale Arbeitslosigkeit als gesamteuropäisches
         Problem betrachtete, sondern proklamierte zugleich, dass sie die arbeitspolitischen
         Kompetenzgewinne seit der Eurokrise auch in Zukunft nutzen wird. Die Botschaft, die
         mit dem SURE-Programm ebenso verbunden war wie mit den arbeitspolitischen Elementen
         des Wiederaufbaufonds NextGenerationEU, wurde in weiteren arbeitspolitischen Initiativen,
         etwa im Richtlinienentwurf für einen europäischen Mindestlohn, unterstrichen (COM
         2020k). Die Corona-Pandemie und die ökonomischen und politischen Reaktionen darauf
         haben deutlich gemacht, dass Arbeitspolitik eine europäische Dimension besitzt und
         die EU als ein arbeitspolitischer Akteur wahrgenommen werden muss. Diese Rolle kann
         die EU jedoch erst seit der Eurokrise einnehmen, wurden ihre arbeitspolitischen Kompetenzen
         seitdem erheblich erweitert.
      

      Die Feststellung scheint überraschend; ist doch der allgemeine Tenor in der wissenschaftlichen
         Literatur jener, dass es in der Eurokrise zu einem Stillstand oder gar einem Rückbau
         der europäischen Arbeitspolitik gekommen sei. Für viele wissenschaftliche BeobachterInnen
         endete die dynamische arbeitspolitische Entwicklung quasi abrupt mit dem Ausbruch
         der Eurokrise (Mailand/Arnholtz 2015; Barbier 2012; Mailand 2018). Aufgrund einer
         oftmals sozialpolitisch verengten Analyseperspektive werden dabei die starken arbeitspolitischen
         Implikationen übersehen, die die europäische Krisenbearbeitung und insbesondere die
         Economic Governance mit sich brachten. Denn mit der Durchsetzung eines gemeinsamen
         Krisennarrativs wurden die nationalen Arbeitspolitiken zum zentralen Gegenstand europäischer
         Krisenbearbeitung – werden sie doch bis heute als zentrale Stellschraube zur Rückgewinnung
         von Wettbewerbsfähigkeit interpretiert. Die EU-Krisenpolitik konzentrierte sich auf
         die Koordinierung und Anpassung der nationalen Arbeitspolitiken, womit die durchgesetzten
         »Notfallmaßnahmen« (COM 2017d: 3) nicht nur die Architektur der Eurozone stark veränderten,
         sondern zugleich das Instrumentarium europäischer Arbeitspolitik erheblich erweiterten.
         Dadurch konnte die EU – wie in dieser Arbeit gezeigt werden wird – ihre Kompetenz,
         die nationale Ausgestaltung der Arbeitspolitiken mitzubestimmen, erheblich ausbauen.
         In diesem Kontext sprechen Schulten/Müller (2013) von einem »europäischen Interventionismus«,
         der in die lohnpolitischen Strukturen der europäischen Mitgliedsländer eingreife und
         diese nach marktliberalen Kriterien umgestalte. Erne (2015) sieht einen europäischen
         Transformationsprozess, der die national divergenten Industriellen Beziehungen in
         ein unilaterales System zwinge. Beide Studien sind sich darin einig, dass die europäische
         Krisenbearbeitung zu massiven Verschiebungen in der Arbeitspolitik geführt habe und
         die nationalen Handlungsspielräume durch europäische Vorgaben einschränke.
      

      Wie die kritische Europaforschung gezeigt hat, sind institutionelle und prozesshafte
         Veränderungen immer mit partikularen Interessen sozialer Akteure verbunden. Die Eurokrise
         war daher insbesondere für das europäische Industriekapital ein historisches Momentum,
         um ihre arbeitspolitischen Interessen durchzusetzen und den europäischen Integrationsprozess
         in ihrem Sinne zu gestalten. Die Verschiebungen und europäischen Kompetenzgewinne
         in der Arbeitspolitik als Ausdruck gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse zu interpretieren.
         Die vorliegende Arbeit widmet sich der Frage, welche Auseinandersetzungen zwischen
         sozialen Kräften mit den Transformationsprozessen in der europäischen Arbeitspolitik
         verbunden waren und welche Interessen und Strategien sich in der Neukonfiguration
         der arbeitspolitischen Instrumente widerspiegeln. Die Arbeit macht sich zur Aufgabe,
         eine Vermessung des »Kampffeldes« der europäischen Arbeitspolitik aus einer strategisch-relationalen
         Perspektive vorzunehmen und seine zentralen Akteure zu identifizieren. Diese Vermessung
         findet aus der tiefen Überzeugung statt, dass nur ein solidarisches Europa langfristig
         eine Zukunft haben wird.
      

      
         1.1Abgrenzung des Gegenstandes

      

      Zentraler Untersuchungsgegenstand der Arbeit ist die Transformation der europäischen
         Arbeitspolitik, d. h. die Politiken der EU zum Thema Arbeit und die damit verbundenen
         politischen Auseinandersetzungen auf europäischer Ebene im Krisenzeitraum zwischen
         2009 und 2017. Im Zentrum der Analyse stehen die kriseninduzierten Reformen in der
         EU, ihre politischen und institutionellen Implikationen für die europäische Arbeitspolitik
         und das damit verbundene arbeitspolitische Instrumentenensemble sowie die dahinterliegenden
         Kräfteverhältnisse sozialer Akteure. In dieser Arbeit soll rekonstruiert werden, wie
         Arbeitspolitik zum zentralen Gegenstand europäischer Krisenbearbeitung geworden ist
         und welche Interessen und Strategien sozialer Kräfte damit verbunden waren.
      

      Der zur Eingrenzung der Untersuchung gewählte Zeitraum umfasst die Jahre 2009 bis
         2017 und damit sowohl die Diskussionen und Auseinandersetzungen um eine europäische
         Kriseninterpretation und angemessene Krisenreaktion, die Durchsetzung zentraler Reformen
         der Economic Governance in der Währungsunion (aber auch in der gesamten EU), die Reform
         der Struktur- und Kohäsionspolitik und die Initiativen für eine europäische Arbeitslosenversicherung
         und ein Social Scoreboard. Damit wird ein fast zehnjähriger Untersuchungszeitraum
         definiert, in dem die Ausgestaltung europäischer Arbeitspolitik vor dem Hintergrund
         architektonischer Veränderungen des wirtschaftspolitischen Instrumentenensembles starken
         Wandlungsprozessen unterlag. Die Wandlungsprozesse äußerten sich nicht nur in institutionellen
         Verschiebungen, sondern auch in Veränderungen der strategischen Ausrichtung. Das macht
         den Untersuchungsgegenstand für eine prozessanalytische Überprüfung interessant, ermöglicht
         sie doch, die Auseinandersetzungen und Kämpfe sozialer Akteure zu identifizieren,
         die maßgeblich die Wandlungsprozesse initiiert und getragen haben. Daneben bezieht
         der Untersuchungsgegenstand aus den folgenden zwei Gründen seine Relevanz:
      

      
         	
            Die europäischen Maßnahmen zur Krisenbearbeitung sind auf die nationalen Arbeitsmarktpolitiken
               und Industriellen Beziehungen ausgerichtet. War die Lohnentwicklung bereits mit der
               Einführung der WWU ein wichtiger Indikator geworden (Altvater/Mahnkopf 1993), so rückte
               sie als Hebel zur Verbesserung europäischer Wettbewerbsfähigkeit ins Zentrum der Krisenbearbeitung;
               Arbeitspolitik wurde zum Schlüssel der europäisch forcierten Krisenüberwindungsstrategie
               und damit eine wichtige Säule der Krisenbearbeitung (Schulten/Müller 2013).
            

         

         	
            Nationalstaatliche Arbeitspolitik ist tief eingebettet in eine nationale Entwicklungsweise
               und nimmt in den Mitgliedsstaaten eine herausragende Rolle ein (Aglietta 2000a: 82).
               Insbesondere die verschiedenen Wohlfahrtsstaatstypen und die heterogenen Akkumulationsregime
               in der EU beruhen auf einer jeweils national spezifischen Ausgestaltung der Arbeitspolitik,
               d. h. der Verschränkung zwischen Arbeitsmarktpolitik und Industriellen Beziehungen.
               Eine verbindliche europäische Arbeitspolitik muss daher tiefgreifende Auswirkungen
               auf die wohlfahrtsstaatlichen Strukturen in den Mitgliedsstaaten haben, da sie doch
               sowohl die nationalstaatlich regulierten Arbeitsmärkte als auch das spezifische Verhältnis
               der Konfliktpartner berührt. Diese strukturelle Zentralität der Arbeitspolitik für
               die spezifische Ausgestaltung der nationalen Kapitalismen macht den Untersuchungsgegenstand
               auf nationaler und europäischer Ebene zu einem prioritären Feld hegemonialer Auseinandersetzungen.
            

         

      

      Während sich die zeitliche Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes durch den Krisenzeitraum
         ergibt und durch die dynamische Entwicklung auf europäischer Ebene geprägt ist, erscheint
         vor dem Hintergrund der allgemeinen Unbestimmtheit europäischer Arbeitspolitik eine
         begriffliche Klärung und eine Eingrenzung des Untersuchungsbereichs notwendig. Auf
         europäischer Ebene existiert kein offizieller Politikbereich »Arbeitspolitik«. Die
         Lohnpolitik, und damit ein wichtiger Bereich der Industriellen Beziehungen ist nach
         Art. 153 (5) AEUV formell dem europäischen Kompetenzbereich entzogen. Europäische
         Politiken zum Thema Arbeit sind damit den offiziellen Politikbereichen der Wirtschafts-
         sowie der Sozialpolitik zugeordnet und rangieren oftmals am Rande einer Kompetenzlücke.
         Arbeitspolitik ist daher sowohl in der ökonomischen als auch in der politischen Sphäre
         angesiedelt und bildet einen Querschnitt zu anderen europäischen Politikbereichen.
         Doch was bedeutet Arbeitspolitik eigentlich genau und welche konkreten Politiken umfasst
         sie?
      

      In der wissenschaftlichen Literatur wird unter Arbeitspolitik allgemein »der Prozess
         der Einflussnahme von betrieblichen, überbetrieblichen und staatlichen Handlungsträgern
         auf die Organisation des Arbeits- und Produktionsprozesses und seine sozialen Folgewirkungen
         – unter Berücksichtigung unterschiedlicher Interessenlagen – verstanden« (WZB 1987:
         82). Die Definition macht deutlich, dass Arbeitspolitik den Fokus auf die spezifische
         Organisation von Arbeits- und Produktionsbeziehungen und ihrer gesellschaftlichen
         Einbettung legt (Lehndorff 2006: 13). So wird Arbeit und Produktion als ein Ensemble
         sozialer Beziehungen begriffen, »deren Ausprägung und Entwicklung sowohl betrieblich
         als auch gesellschaftlich umkämpft und vermachtet sind« (Bieling 2012b: 132). Arbeitspolitik
         betrachtet Arbeit und Produktion daher nicht isoliert von gesellschaftlichen und politischen
         Einflüssen, sondern in einem »Netz von Politik« (Narr 1984). Michael Burawoy (1983)
         hat zudem mit den »politics in production« und »politics of production« zwei Arenen von Arbeitspolitik unterschieden: die »politics in production« sind unmittelbar auf den Arbeitsprozess bezogen, während die »politics of production« diesen mittelbar beeinflussen (vgl. auch: Naschold 1984: 52). Arbeitspolitik setzt somit die spezifische
         Organisation von Arbeit und Produktion in einen Zusammenhang mit den länderspezifischen
         Akkumulationsregimen und beschreibt eben jene »Schnittstellen« zwischen der ökonomischen
         Analyse und »nicht-ökonomischen Gesellschaftsbereichen wie Politik, Lebenswelt, Arbeitsprozeß«
         (ebd.: 44).
      

      Während Naschold (1984: 51 f.) die »politics of production« im Anschluss an die Arbeiten von Burawoy (1985) sehr weit interpretierte
         und darunter auch Reproduktionspolitiken gesellschaftlicher Arbeit versteht, soll
         in dieser Studie ein enger Begriff von Arbeitspolitik Anwendung finden, wie ihn etwa
         Keller (2008: 5 ff; 2000: 71) in Bezug auf die »Pionierarbeiten« von Naschhold und
         Burawoy konzipiert. Analog zu den beiden Arenen der Arbeitspolitik definiert Keller
         (2008: 4) mit den Industriellen Beziehungen (labor relations) und der Arbeitsmarktpolitik (labor economics) zwei klar umrissene arbeitspolitische Handlungsfelder. Während die Industriellen
         Beziehungen die »politics in production« darstellen, berühren die Arbeitsmarktprobleme als ein Gegenstand der
         »politics of production« all jene politischen Maßnahmen, die mittelbar Einfluss auf die spezifische
         Organisation des Arbeits- und Produktionsprozesses nehmen. Mit dieser forschungspraktischen
         Eingrenzung wird Arbeitspolitik zwar explizit auf »Politiken zum Thema Arbeit« beschränkt,
         zugleich jedoch ein Ausfransen in verschiedene Richtungen verhindert. Das hier angelegte
         enge Verständnis von Arbeitspolitik schließt alle Politiken mit ein, die sich explizit
         auf die spezifische Organisation der Arbeitsbeziehungen oder des Arbeitsmarktes beziehen,
         nicht aber Politiken, die nur impliziten bzw. indirekten Einfluss auf die beiden Handlungsfelder
         haben, wie etwa die Renten- oder Familienpolitik. Für eine weitere Konkretisierung
         des Untersuchungsgegenstandes ist es daher notwendig, die beiden arbeitspolitischen
         Handlungsfelder näher zu betrachten und für die europäische Ebene zu bestimmen.
      

      Unter dem arbeitspolitischen Handlungsfeld der Industriellen Beziehungen werden im Anschluss an Müller-Jentsch (2017: 3) die
      

      
         »wirtschaftlichen Austauschprozesse und sozialen Kooperations- und Konfliktbeziehungen
            zwischen Kapital und Arbeit beziehungsweise zwischen den sie repräsentierenden Akteuren
            in einem Betrieb, einem Wirtschaftszweig, einem Land oder einem (regulierten) transnationalen
            Wirtschaftsraum (z. B. Europäische Union) [verstanden]«.
         

      

      Konkret beinhalten die Industriellen Beziehungen die betrieblichen Arbeits- und überbetrieblichen
         Tarifbeziehungen zwischen ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen bzw. ihren Interessenvertretungen.
         Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände fungieren dabei als »Konfliktpartner«, die
         über die Tarifautonomie konfliktiv, aber teils auch kooperativ, miteinander verbunden
         sind (Müller-Jentsch 2008: 122). Das arbeitspolitische Handlungsfeld der Industriellen
         Beziehungen fokussiert somit auf die Interaktion zwischen den Gewerkschaften, den
         Arbeitgeberverbänden und nationalen bzw. supranationalen Staatsapparaten. Wie Dörre
         (2016) betont, stehen dabei die Institutionen der organisierten Arbeitsbeziehungen
         als materialisiertes Ergebnis der konfliktpartnerschaftlichen Interaktion im Vordergrund.
         Es geht also um die Ausgestaltung der organisierten Arbeitsbeziehungen, die sich –
         als geronnenes Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeit sowie aufgrund ihrer Einbindung
         in das nationale Akkumulationssystem – im europäischen Kontext in spezifischer Art
         und Weise ausdifferenzieren. Somit existieren in der EU sehr heterogene Strukturen
         der Industriellen Beziehungen auf nationaler Ebene, die sich vor allem durch eine
         divergente politische und ökonomische Rolle der Konfliktpartner aber auch durch ein
         unterschiedliches Verständnis von Tarifpolitik charakterisieren lassen. So existiert
         etwa zwischen den europäischen Mitgliedsstaaten ein sehr ungleiches Verständnis von
         Tarifautonomie und Tarifverträgen. Auch die Räumlichkeit (Flächen-, Branchen-, Unternehmens-
         oder Betriebsebene) von Tarifverträgen, die spezifische Ausgestaltung der Tarifautonomie
         sowie der Arbeitszeitregulierung variieren zwischen den europäischen Mitgliedsstaaten
         teils sehr stark (Lehndorff 2011).
      

      Auf europäischer Ebene finden die Industriellen Beziehungen ihre Entsprechung im sektoralen
         und branchenübergreifenden sozialen sowie im makroökonomischen Dialog. Ebenso existieren
         für große europäische Unternehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten sogenannte Europäische
         Betriebsräte2 (Müller-Jentsch 2017: 145 ff.). Die EU versucht zudem, über verschiedene Instrumente,
         wie bspw. über länderspezifische Empfehlungen im Rahmen der beschäftigungs- und wirtschaftspolitischen
         Koordinierung oder durch Verordnungen, auf die nationalen Industriellen Beziehungen
         koordinierend und harmonisierend einzuwirken. Dabei bewegt sie sich, aufgrund des
         engen rechtlichen Rahmens, in vielen Fällen am Rande einer Kompetenzlücke und weitete
         daher in der Vergangenheit vielfach ihren rechtlichen Interpretationsspielraum aus
         (Riekmann 1998: 121 ff.).
      

      Das zweite Handlungsfeld der »Arbeitsmarktprobleme« umfasst primär jene Politiken, die in der Regel als Arbeitsmarktpolitik bezeichnet
         werden. Darunter werden allgemein jene Interventionen und Regulierungen verstanden,
         die das Angebot und die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt stimulieren oder ausgleichen
         (Schmid 2017: 111 f.). Üblicherweise wird zwischen passiver und aktiver Arbeitsmarktpolitik
         unterschieden. Unter passiver Arbeitsmarktpolitik werden in erster Linie Lohnersatzleistungen
         für Arbeitsuchende, wie das Arbeitslosengeld aber auch z. T. Frühverrentungsprogramme,
         begrifflich gefasst (Eichhorst u.a. 2001: 194). Diese werden in den OECD-Ländern primär
         über ein beitragsfinanziertes Versicherungssystem ausgezahlt. Das Ziel passiver Arbeitsmarktpolitik
         ist es, Einkommensausfälle infolge von Arbeitslosigkeit zu kompensieren und den Lebensunterhalt
         der betroffenen Personen abzusichern.
      

      Begrifflich wie inhaltlich komplementär dazu ist die aktive Arbeitsmarktpolitik definiert.
         Diese umfasst all jene Maßnahmen, die Arbeitslosigkeit durch die Eingliederung von
         Arbeitsuchenden in eine reguläre Beschäftigung vermindern oder schon präventiv verhindern
         sollen. Die auch »präventive Arbeitsmarktpolitik« genannten Politiken umfassen aktive
         staatliche Maßnahmen wie die Fort- und Weiterbildung von Arbeitslosen, Arbeitsvermittlung,
         Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Lohnkostenzuschüsse für ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen
         (wie bspw. das Kurzarbeitergeld), steuerliche Erleichterungen für Unternehmen sowie
         die Förderung von Existenzgründungen oder beruflicher Mobilität (Schmid 2009: 3).
         In Abgrenzung zur oft synonym verwendeten Beschäftigungspolitik und vor dem Hintergrund
         der Aufteilung in einen passiven und einen aktiven Part, wird Arbeitsmarktpolitik
         im Anschluss an Manfred G. Schmidt (1996: 22) im Folgenden verstanden als
      

      
         »politische Regulierung von Art und Umfang kompensatorischer Leistungen für Einkommensausfälle
            infolge von Arbeitslosigkeit (passive Arbeitsmarktpolitik) sowie die Gesamtheit der
            nach sozialen Gruppen, Regionen und Industrien differenzierten Maßnahmen […], welche
            die Beziehungen zwischen Angebot und Nachfrage auf und zwischen über- und innerbetrieblichen
            Arbeitsmärkten selektiv beeinflussen (aktive Arbeitsmarktpolitik)«.
         

      

      Ausgehend von den Definitionen der Arbeitsmarktpolitik und der Industriellen Beziehungen
         kann konstatiert werden, dass Arbeitspolitik im engeren Sinne all jene Aspekte berührt,
         die das antagonistische Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit regulierend bearbeiten.
         Arbeitspolitik reguliert jenen Bereich, der in der Regulationstheorie als Lohnverhältnis
         bezeichnet wird (Lipietz 1985: 110 f.). Unter dem Lohnverhältnis (»rapport salarial«) wird im Anschluss an Hübner (1990: 146), Atzmüller (2014: 19) und Becker (2007:
         41) die vertikale Konfliktlinie zwischen Kapital und Arbeit über die zentralen Aspekte
         der Reproduktion der Arbeitskraft als Ware verstanden. Das Lohnverhältnis umfasst
         ökonomische, politische und ideologische Formen der Mehrwertproduktion und -aneignung.
         Unter der Regulation des Lohnverhältnisses subsumiert Becker (2007: 150) u. a. Regelungen
         der Arbeitszeit, unterschiedliche Lohnformen und Lohnfindungsstrukturen, die Herausbildung
         gesellschaftlicher Konsumnormen, Familienformen, Schule oder die Art der sozialen
         Absicherung (Arbeitslosenversicherung etc.). Während das hier definierte enge Verständnis
         von Arbeitspolitik primär die politische Regulierung des Lohnverhältnisses meint,
         umfasst der Begriff der Regulation darüber hinaus auch soziale und kulturelle Regelungs-
         und Regulierungsformen3, d. h. all jene »politics of production«, die unmittelbar Einfluss auf den Arbeits- und Produktionsprozess haben.
         Damit ist Arbeitspolitik im engeren Sinne als ein Element der Regulation des Lohnverhältnisses
         zu verstehen. Die unterschiedlichen Formen der Regulation des Lohnverhältnisses, d. h.
         die verschiedenen kulturellen, ökonomischen und politischen Regelungs- und Regulierungspraxen,
         formen in ihrer Gesamtheit ein Lohnregime, das sich aufgrund der raum-zeitlichen Verdichtung
         sozialer Kämpfe in den einzelnen europäischen Mitgliedsstaaten sehr unterschiedlich
         darstellt.
      

      Auf der europäischen Ebene stellt Arbeitspolitik primär den Versuch dar, die national
         divergierenden Formen der Regulation des Lohnverhältnisses in Einklang mit der spezifischen
         Ausrichtung des Integrationsprozesses zu bringen. Sowohl die Form der Regulation als
         auch ihre räumliche Konfiguration sind Gegenstand verschiedener politischer Strategien
         und damit umkämpft (Becker 2007: 264). Dabei kommen immer auch unterschiedliche Ordnungsvorstellungen
         und europapolitische Leitbilder zum Vorschein, die grundlegend durch wirtschafts-
         oder sozialpolitische Interessen geprägt sind (Platzer 2020: 909). Die bis zur Eurokrise
         bestehenden arbeitspolitischen Institutionen auf europäischer Ebene stellten – wie
         Becker (2007: 255) betont – ein Mehrebenensystem mit unterschiedlicher Regulationsreichweite
         des Lohnverhältnisses dar.
      

      Wenn von europäischen Politiken zum Thema Arbeit gesprochen wird, so wird primär die
         Europäische Beschäftigungsstrategie (EBS) adressiert. Die Bezeichnung als Beschäftigungsstrategie
         ist jedoch in mehrfacher Hinsicht irreführend und bedarf einer Klärung. Zum einen
         ist die EBS keine Beschäftigungspolitik im klassisch keynesianischen Sinne. Dazu hat
         die EU weder die notwendige Rechtsetzungskompetenzen noch die finanziellen Ressourcen,
         die weit über die bestehenden Mittel der Struktur- und Kohäsionspolitik hinausgehen
         müssten (Schmid 2009: 8). Auch fand bis zur Krise auf europäischer Ebene keine bzw.
         nur eine unzureichende Koordinierung der Geld-, Zins- und Haushaltspolitik mit der
         EBS statt (Wöhl 2010: 67). Während Beschäftigungspolitik also »alle staatlichen Aktivitäten[,]
         […] die einen Einfluss auf die Arbeitslosigkeit und Beschäftigung haben« (Altmann
         2004: 39), d. h. neben der Arbeitspolitik auch die Konjunktur-, Struktur-, und Wachstumspolitik,
         umfasst (Huster 2003: 103), wurde die EBS vor der Krise eindeutig dem europäischen
         Politikbereich der Sozialpolitik zugeordnet. Diese Zuordnung macht deutlich, dass
         unter der EBS weniger eine eigenständige europäische Beschäftigungspolitik verstanden
         wurde, als vielmehr die arbeitspolitischen Koordinierungsbemühungen der EU gemeint
         waren.
      

      Überträgt man die typologischen Überlegungen von Platzer (2016: 94) zur europäischen
         Sozialpolitik auf die europäische Arbeitspolitik, so können die arbeitspolitischen
         Ansätze innerhalb der EU analytisch in vier verschiedene Politiken unterteilt werden, da neben der EBS noch drei weitere Bereiche europäischer Arbeitspolitik
         existieren. So haben die europäischen Politiken zum Thema Arbeit sowohl regulativen
         (über die Gesetzgebung), distributiven (finanzielle Transfers mittels Strukturfonds),
         kontraktuellen (Vereinbarungen der Konfliktpartner) oder koordinierenden Charakter
         (EBS). Damit wird ein umfangreiches arbeitspolitisches Instrumentalensemble gefasst,
         das in dieser Arbeit den Untersuchungsbereich bildet und zugleich das komplexe Themenfeld
         europäischer Arbeitspolitik operationalisiert. Die Typologie stellt den Orientierungsrahmen
         für die Analyse der institutionellen Veränderungen und der dahinterliegenden sozialen
         Kräfteverhältnisse dar.
      

      Einschränkend muss erwähnt werden, dass der Analysefokus auf den Auseinandersetzungen
         sozialer Kräfte liegt, sodass nicht alle arbeitspolitischen Maßnahmen und institutionellen
         Verschiebungen im Untersuchungszeitraum detailliert erläutert, nachgezeichnet und
         analysiert werden können. Mit Blick auf den Umfang konzentriert sich die Studie auf
         die wichtigsten Maßnahmen und institutionellen Veränderungen in der europäischen Arbeitspolitik.
      

      
         1.2Erkenntnisinteresse, Forschungsfrage und Thesen der Arbeit

      

      Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit ist die oben skizzierte These von Schulten/Müller
         (2013), dass sich durch die europäische Krisenbearbeitung ein »europäischer Interventionismus«
         herausgebildet hat, der den Handlungsspielraum für die nationale Tarif- und Lohnpolitik
         erheblich einschränkt. Ebenso wie Rödl/Callsen (2015) argumentieren sie, dass die
         geschaffenen Instrumente europäischer Krisenbearbeitung ein erhebliches Einflusspotenzial
         auf die Lohn- und Tarifpolitik der Mitgliedsstaaten besitzen. Mit Blick auf die weitere
         wissenschaftliche Literatur wird jedoch deutlich, dass sich der Einfluss nicht nur
         auf Tarif- und Lohnpolitik beschränkt, sondern auch die Arbeitsmarktpolitiken und
         weitere Aspekte der Industriellen Beziehungen berührt (Rathgeb/Tassinari 2020; Jordan
         u.a. 2021). Zugleich erscheint der Begriff des »Interventionismus« als Beschreibung
         europäischer Durchsetzungspraxis arbeitspolitischer Vorgaben aufgrund seiner geringen
         Trennschärfe im Lichte empirischer Analysen als unpassend (Syrovatka 2021a; Bieling/Buhr
         2015b). So gelingt es mit dem Begriff weder die unterschiedlichen Qualitäten und Bedingungen
         des europäischen Einflusses auf die nationale Arbeitspolitik zu beschreiben noch die
         Wechselwirkungen zwischen nationaler und europäischer Ebene zu fassen. Der Begriff
         des »Interventionismus« generiert vielmehr das Bild eines arbeitspolitischen Eingriffs
         von »außen« auf die nationalen Industriellen Beziehungen und Arbeitsmarktpolitiken,
         der jedoch in ungebrochener Form nur in wenigen Fällen empirisch belegbar war (Syrovatka
         2021a; Jordan u.a. 2021). Gerade mit Blick auf das Europäische Semester und die darin
         verankerten länderspezifischen Empfehlungen, kann kaum von der gleichen Intensität
         europäischer Einflussnahme gesprochen werden wie in den sogenannten Programmländern,
         die unter Aufsicht der Troika bzw. der Quadriga aus Internationalen Währungsfonds
         (IWF), Europäischer Zentralbank (EZB), Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) und
         Europäischer Kommission standen (Bieling/Buhr 2015b). Die These von Schulten/Müller
         (2013) muss daher für die folgende Untersuchung sowohl erweitert als auch reformuliert
         werden.
      

      Die erste These dieser Arbeit lautet, dass die europäische Arbeitspolitik in der Krise erheblichen
         Transformationsprozessen unterlag, sodass sich ein komplexes Regelungssystem (d. h.
         ein System von Regeln, Normen, Prinzipien und Entscheidungsverfahren) herausbilden
         konnte, das als eine Art »Korsett« (I/DBR_2) die nationalstaatlichen Arbeitspolitiken
         in ihrer spezifischen Ausgestaltung erheblich einschränkt und arbeitspolitische Reformen
         in den Nationalstaaten initiiert, fördert oder gar erzwingt. Der neuartige arbeitspolitische
         Gesamtkomplex umfasst sowohl die bereits etablierten – jedoch in der Krise transformierten
         – arbeitspolitischen Instrumente der EU als auch die kriseninduzierten Politiken der
         EZB und der Troika, die als Schatten über den arbeitspolitischen Empfehlungen und
         Vorgaben der EU liegen. In diesem Sinne stellt der europäische Interventionismus der
         Troika, neben der impliziten Konditionalität der EZB und den länderspezifischen Empfehlungen
         des Europäischen Semesters, nur eine von insgesamt drei Säulen des neuen arbeitspolitischen
         Gesamtkomplexes dar. Der arbeitspolitische Gesamtkomplex beschreibt daher das flexible
         und differenzierte Zusammenspiel verschiedener kriseninduzierter Mechanismen, Institutionen
         und Prozesse, die in der Krise mit bereits bestehenden arbeitspolitischen Instrumenten
         verschmolzen wurden.
      

      Ausgehend von der grundlegenden These dieser Arbeit lassen sich drei Forschungsfragen
         formulieren, die jeweils verschiedene Teilaspekte der vorliegenden Untersuchung ansprechen:
      

      
         	
            Wie hat sich die europäische Arbeitspolitik im Zeitraum zwischen 2009 und 2017 im
               Kontext der europäischen Krisenbearbeitung gewandelt und welche gesellschaftlichen
               Auseinandersetzungen waren damit verbunden?
            

         

         	
            Welche Rolle nahmen arbeitspolitische Instrumente in der europäischen Krisenbearbeitung
               ein und auf welchem hegemonialen Krisennarrativ beruhen diese?
            

         

         	
            Welche sozialen Kräfte prägten die Auseinandersetzungen auf der europäischen Ebene
               um eine europäische Arbeitspolitik und welche Strategien und Interessen waren damit
               (auch vor dem Hintergrund des Spannungsverhältnisses zwischen nord- und südeuropäischen
               Mitgliedsstaaten) verbunden?
            

         

      

      Bei der Beantwortung dieser Fragen gilt ein besonderes Augenmerk dem Verhältnis zwischen
         Sozial- und Wirtschaftspolitik im Zuge der Economic Governance und der Rolle arbeitspolitischer
         Instrumente in der Krisenbearbeitung. Ausgehend von der oben formulierten These liegt
         das Erkenntnisinteresse auf der Sichtbarmachung und Analyse von konkreten Akteuren,
         Strategien und Auseinandersetzungen. Dazu werden sogenannte »Verdichtungspunkte« herausgearbeitet,
         d. h. historisch-räumliche Knotenpunkte strategischer Relevanz für die Ausgestaltung
         der europäischen Arbeitspolitik, an denen sich die Auseinandersetzungen sozialer Akteure
         zuspitzten. Im Zentrum der Analyse stehen daher die Interaktionen und Handlungen sozialer
         Akteure, nationaler Regierungen sowie nationaler und supranationaler Staatsapparate.
         Das konkrete Forschungsinteresse umfasst die Strategien und Interessen sozialer Kräfte
         in Bezug auf die Transformationsprozesse europäischer Arbeitspolitik. Die Arbeit will
         deutlich machen, wie sich die europäische Arbeitspolitik im Krisenkontext gewandelt
         hat und welche Strategien, Interessen und Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen
         sozialen und institutionellen Akteuren damit verbunden waren.
      

      Basierend auf den Erkenntnissen der kritischen Europaforschung kann daran anschließend
         die zweite These dieser Arbeit formuliert werden, dass die neu geschaffenen Strukturen europäischer
         Arbeitspolitik den Interessen und Strategien europäischer, weltmarktorientierter Kapitalfraktionen
         entsprechen (Heinrich 2014b; van Apeldoorn 2013). Insbesondere das europäische Industrie-
         und Finanzkapital, so die These, hatte ein großes Interesse sowohl an einer direkten
         als auch indirekten arbeitspolitischen Kompetenzverlagerung von der nationalen auf
         die europäische Ebene, um – vor dem Hintergrund globaler Handelsbeziehungen – den
         kompetitiven Anpassungsdruck auf die nationalen Regulationsformen des Lohnverhältnisses
         zu erhöhen und zugleich eine gedämpfte europäische Lohnentwicklung zur Stärkung der
         globalen Wettbewerbsfähigkeit sicherzustellen. Mit einer Verlagerung arbeitspolitischer
         Kompetenzen geht zudem die Schwächung von Machtressourcen sozialregulativer Akteure
         einher. Darauf aufbauend wird in der vorliegenden Studie ein besonderes Augenmerk
         auf die Strategien der europäischen Gewerkschaften und anderer sozialregulativer Akteure
         gelegt und ihre Rolle in den Auseinandersetzungen um die europäische Arbeitspolitik
         reflektiert.
      

      Die vorliegende Untersuchung konzentriert sich auf die Entwicklungen der europäischen
         Ebene und nicht primär auf die Auswirkungen in den Nationalstaaten. Zentrale Untersuchungsebene
         ist die europäische und nicht die nationale Ebene, auch wenn die Ebene der Mitgliedsstaaten
         im europäischen Mehrebenensystem immer präsent ist. Die räumliche Fokussierung erlaubt
         die Genese europäischer Arbeitspolitik und ihre kriseninduzierte Transformation umfassend
         nachzuzeichnen und ihren inhärenten konfliktiven Charakter darzustellen. Dies impliziert,
         dass auf eine detaillierte Analyse der nationalen Auswirkungen europäischer Arbeitspolitik
         verzichtet wird. Ebenso kann eine detaillierte Untersuchung der nationalen Umsetzung
         europäischer Vorgaben aufgrund des begrenzten Umfangs dieser Arbeit nicht geleistet
         werden. Zugleich existieren bereits zahlreiche Arbeiten, die den Einfluss der europäischen
         Arbeitspolitik auf die EU-Mitgliedsstaaten untersuchen (Huke 2017; Kompsopoulos 2015;
         Chasoglou 2015; Lux 2018; Rathgeb/Tassinari 2020; Syrovatka 2016a; 2018; 2021a).
      

      
         1.3Aufbau und Struktur der Arbeit

      

      Die Gliederung der Arbeit ergibt sich aus der handlungsleitenden Fragestellung, den
         damit verbundenen Forschungsthesen und der Forschungsheuristik einer historisch-materialistischen
         Politikfeldanalyse (Brand 2013b; Brand u.a. 2021). Daher ist die Arbeit in drei Abschnitte
         gegliedert, wobei der erste Abschnitt die theoretische und kontextuelle Verortung
         umfasst, der zweite Abschnitt als Hauptteil der Arbeit die europäische Arbeitspolitik
         prozessanalytisch beleuchtet, und der dritte Abschnitt aktuelle Entwicklungen im Untersuchungsbereich
         sowie alternative Ansätze und Elemente europäischer Arbeitspolitik diskutiert.
      

      Der erste Abschnitt umfasst konkret die Kapitel 2 bis 5. In Kapitel 2 wird eine Verortung
         im wissenschaftlichen Diskurs vorgenommen und die Relevanz dieser Arbeit vor dem Hintergrund
         bereits existierender wissenschaftlicher Literatur zum Untersuchungsgegenstand diskutiert.
         Darauf aufbauend und in Bezug zur Fragestellung wird in Kapitel 3 die theoretische
         Forschungsperspektive einer hegemonietheoretisch erweiterten Regulationstheorie dargelegt
         und in Kapitel 4 das Forschungsdesign der Arbeit skizziert. In Kapitel 5 wird die
         Genese europäischer Arbeitspolitik dargestellt und im Rahmen des europäischen Integrationsprozesses
         verortet. Die Darstellung orientiert sich an der Typologie europäischer Sozialpolitik
         von Platzer (2016) und überträgt diese auf die europäische Arbeitspolitik. Damit werden
         die Grundlagen für ein Verständnis europäischer Arbeitspolitik und ihrer kriseninduzierten
         Transformation erarbeitet.
      

      Der zweite Abschnitt umfasst die konkrete Analyse der Auseinandersetzungen sozialer
         Kräfte um eine europäische Arbeitspolitik und der damit verbundenen institutionellen
         Verschiebungen und Transformationen. Dazu werden in Kapitel 6 die europäischen Krisendynamiken
         als Ausdruck ungleicher Entwicklung interpretiert und die europäischen Krisenreaktionen
         kurz skizziert. Kapitel 7 stellt dann das Hauptkapitel dieser Arbeit dar: es umfasst
         sowohl die Akteurs- als auch die Prozessanalyse. So werden mit dem neoliberalen und
         dem sozialregulativen Akteursnetzwerk jene Akteursnetzwerke beschrieben, die prominent
         in den Auseinandersetzungen und Verdichtungsprozessen involviert waren. In Kapitel
         7.3 werden die zentralen Auseinandersetzungen in Bezug auf die europäische Arbeitspolitik
         anhand von vier Verdichtungspunkten dargestellt und analysiert. Die Prozessanalyse
         fokussiert dabei auf die Auseinandersetzungen um die Europa-2020-Strategie (7.3.1),
         die makroökonomische Überwachung durch das Europäische Semester und das SixPack (7.3.2),
         die Reform der Kohäsions- und Strukturpolitik (7.3.3) und die nationalen Ausschüsse
         für Produktivität (7.3.4). Durch die Prozessanalyse werden nicht nur die Strategien
         und Interessen der jeweiligen Akteure offengelegt, sondern zugleich Verschiebungen
         und Transformationen deutlich, die in Kapitel 7.4 resümiert und in den globalen Kontext
         europäischer Krisenbearbeitung gestellt werden. Der dadurch vollzogene Perspektivwechsel
         ermöglicht den Blick auf das erweiterte arbeitspolitische Regelungsregime der EU,
         das in Kapitel 8 detailliert analysiert und in seiner Funktionsweise empirisch anhand
         quantitativer Indikatoren und qualitativer Länderstudien überprüft wird.
      

      Im dritten Abschnitt der Arbeit werden die arbeitspolitischen Initiativen der sozialpolitischen
         Offensive seit 2017 dargestellt und anhand von Indikatoren auf ihre Auswirkungen auf
         die europäische Arbeitspolitik hin überprüft (Kapitel 9.1). Es wird argumentiert,
         dass die europäischen sozialpolitischen Initiativen ab 2017 vor dem Hintergrund multipler
         Krisenprozesse in den europäischen Mitgliedsstaaten verstanden werden müssen. In diesem
         Kontext werden auch die aktuellen Ereignisse und europäischen Initiativen im Rahmen
         der Corona-Pandemie diskutiert und bewertet. Im Abschlusskapitel 10 werden dann die
         zentralen Erkenntnisse der Arbeit zusammengefasst und vor dem Hintergrund der oben
         formulierten Fragestellung erläutert.
      

   
      
         2.Forschungsstand und Relevanz der Untersuchung

      

      Eine Zusammenfassung des Forschungsstands zur europäischen Arbeitspolitik muss ambivalent
         ausfallen. Es ist festzustellen, dass einerseits kaum Forschungsliteratur vorliegt,
         die sich explizit mit europäischer Arbeitspolitik beschäftigt (Peter 2007; Platzer/Keller
         2003), andererseits jedoch eine unüberschaubare Vielzahl an Publikationen zu Themenbereichen
         existiert, die eine europäische Arbeitspolitik berühren. So wird die Begriffsverwirrung,
         die auf europäischer Ebene die verschiedenen Politiken zum Thema Arbeit umgibt, auch
         in der Forschung reproduziert. Es finden sich zahlreiche Arbeiten zur europäischen
         Arbeitsmarktpolitik (Dusse 2019; Schwab 2009; Wolfswinkler 2006), zur europäischen
         Beschäftigungspolitik (Fleckenstein 2008; Keller 1999; Platzer 2000; Tidow 1998) oder
         gar zur europäischen Arbeitsmarktregulierung (Syrovatka 2018). Eine einheitliche Begriffsverwendung
         sucht man indes vergeblich, was dazu führt, dass die verschiedenen Arbeiten oftmals
         ganz unterschiedliche Politikbereiche berühren. Hinzu kommt, dass sich die Forschung
         zur europäischen Arbeitspolitik zumeist an den offiziellen EU-Politikbereichen orientiert
         und damit nur jene Instrumente und Institutionen analysiert, die in der Sozialpolitik
         verankert sind.
      

      Wenn man aber versucht, die verschiedenen Begriffe als Teilbereiche europäischer Arbeitspolitik
         zu fassen, ergibt sich eine unüberschaubare Masse an Forschungsliteratur, die insbesondere
         seit 1997 stark angewachsen ist: Mit dem Beschäftigungskapitel im Vertrag von Amsterdam
         beginnt offiziell die Forschung zur europäischen Arbeitspolitik. Seitdem hat sich
         die Perspektive auf ihre Entstehung und spezifische Ausgestaltung stark ausdifferenziert.
         Die heterogenen theoretischen Perspektiven betonen unterschiedliche Aspekte, wodurch
         nicht zuletzt die realen Auswirkungen europäischer Arbeitspolitik auf die nationalen
         Arbeitsmarktpolitiken und Industriellen Beziehungen unterschiedlich bewertet werden.
      

      
         2.1Forschung zur europäischen Arbeitspolitik vor der Krise

      

      Ausgangspunkt aller Forschungsarbeiten zur Entstehung des Politikfelds europäische
         Arbeitspolitik ist die wirtschaftspolitische Integrationsdynamik, die zumeist auf
         ihre Kernprojekte des gemeinsamen Binnenmarktes und der Wirtschafts- und Währungsunion
         (WWU) verdichtet wird. Beide Projekte stellen die Hintergrundfolie für die Entstehungsdynamiken
         europäischer Arbeitspolitik dar. Auffällig ist, dass die allermeisten Arbeiten auf
         die EBS fokussieren und andere Aspekte europäischer Arbeitspolitik vernachlässigen.
      

      Neomarxistische Forschungsarbeiten und Arbeiten aus den industrial relations studies analysieren die Entwicklung europäischer Arbeitspolitik im Rahmen der wettbewerbsstaatlichen
         Neubelebung des Integrationsprozesses, den sie durch die globalen ökonomischen und
         politischen Umbrüche begründet sehen (Aust u.a. 1997; Tidow 2000b). Dabei verdeutlichen
         die Arbeiten eine zweifache arbeitspolitische Dynamik: Zum einen haben der gemeinsame
         Binnenmarkt und die WWU eine primär ökonomische Integration forciert und somit eine
         Reorganisation der Industriellen Beziehungen und eine Transformation der nationalen
         Sozialstaatsmodelle befördert sowie die Gewerkschaften strukturell geschwächt (Ryner/Schulten
         2003; Schulten 2004; Koch 2003; Deppe 2005). Zum anderen habe der ökonomische Integrationsmodus
         den »Wettbewerb als grundlegenden Mechanismus der Koordination« (Aust 2004: 142) in
         allen europäischen Bereichen durchgesetzt und somit die spezifische Ausgestaltung
         der beschäftigungspolitischen Koordinierung beeinflusst (Tidow 1998). Daher wird die
         EBS mit ihrer Konzentration auf »best practices« und Benchmarking als ergänzendes arbeitspolitisches Instrument zur angebotsorientierten
         wirtschaftspolitischen Integration verstanden, die grundlegend durch ihre mikroökonomische
         Stoßrichtung und den Fokus auf ökonomische Wettbewerbsfähigkeit strukturiert ist (Grahl/Teague
         2013; Overbeek 2003; Tidow 2000a; Aust 2000). So zielte die EBS im Sinne des neoliberalen
         Integrationsparadigmas auf eine Einschränkung des diskursiven Handlungskorridors für
         die nationalstaatlichen Arbeitspolitiken und förderte damit die kompetitive Reorganisation
         der nationalen Arbeitsbeziehungen (Tidow 2000b). Die Einflussnahme erfolgte aus neomarxistischer Forschungsperspektive weniger über die arbeitspolitischen Instrumente der EU als vielmehr
         über die wettbewerbsstaatliche Integrationsweise und die damit verbundenen Anpassungszwänge.
         Die EBS unterstützte die arbeitspolitische Anpassung hin zu einem angebotsorientierten
         Lohnregime, ohne dass sie die arbeitspolitischen Institutionen grundlegend angleichen
         konnte (Dusse 2019). Die EBS wird daher, insbesondere aufgrund der geringen distributiven
         und institutionelle Anstrengungen, als »symbolic action« (Aust u.a. 1997: 116) verstanden (FEG 1997; Huffschmid 1998). Ähnlich argumentierten
         auch ForscherInnen der industrial relations studies, die auf den »appellativen Charakter« (Keller 1999: 149) der EBS verweisen.
      

      Governance-Ansätze, die sich auf die arbeitspolitische Koordinierung im Rahmen der EBS konzentrieren,
         kommen zu anderen Schlussfolgerungen (Büchs 2007; 2008; Wolfswinkler 2006; Zirra 2010;
         Holzinger u.a. 2003; Tömmel u.a. 2002; Tömmel 2008a). Zwar verstehen auch sie die
         WWU und den gemeinsamen Binnenmarkt als Ausgangspunkt für die Entwicklung der EBS,
         betonen jedoch den Aspekt des europäischen Regierens. So argumentieren Governance-Arbeiten, dass die beiden Kernprojekte des ökonomischen Integrationsprozesses zu
         einer Erhöhung des Komplexitätsgrades und der Wissensdezentralität europäischer Steuerung
         geführt und somit die Entwicklung europäischer akteurs- und ebenenübergreifender Politikformen
         erzwungen hätten (Eberlein/Kerwer 2004: 133; Trubek/Mosher 2003: 64 ff.). Die EBS
         sei Ausdruck und Resultat stärkerer Interdependenzen und komplexer gewordener Steuerungsanforderungen.
         Ihre weichen Steuerungsmechanismen stellen einen »new mode of governance« dar, der als Ausdruck des Scheiterns hierarchischer Steuerungsmechanismen interpretiert
         wird (Hodson/Maher 2001: 741; Wallace 2001: 588; Jachtenfuchs 2001: 250). Mit Blick
         auf den Einfluss europäischer Arbeitspolitik wird argumentiert, dass die unverbindlichen
         und weichen Koordinierungsmechanismen zu einer verstärkten Europäisierung der nationalen
         Arbeitspolitiken, d. h. zu einem Wandel nationalstaatlicher Policy-Prozesse in Folge
         europäischer Vorgaben geführt haben (Hartlapp 2006). Dieser Wandel umfasste diskursive,
         kognitive und institutionelle Aspekte nationaler Arbeitspolitiken (Zirra 2010). Es
         finden sich zudem zahlreiche Arbeiten, die die Europäisierung durch die EBS anhand
         des Grades institutioneller Konvergenz und der Durchsetzung eines einheitlichen Leitbildes
         (Schwab 2009; Wolfswinkler 2006) oder der Harmonisierung nationaler oder europäischer
         Gesetzgebung (Zarek 2011) begründen. Dabei fokussieren Governance-Arbeiten auf die Analyse von »Policy-Transfermechanismen« bzw. auf »mutual learning processes« (Heidenreich/Bischoff 2008: 497). Oft wird betont, dass die Funktion des »gegenseitigen
         Lernens« (Zarek 2011: 21) im Mittelpunkt des neuen Verfahrens stehe. Durch Benchmarking
         sollen »best practices« ermittelt und innovative Lösungen für das gemeinsam geteilte Problem der Arbeitslosigkeit
         entwickelt werden (Szyszczak 2000). Der Verzicht auf rechtsverbindliche Vorgaben und
         die Betonung von »experimental Governance« (Sabel/Zeitlin 2010) soll die Entwicklung gemeinsamer Strategien – je nach regionalen
         Besonderheiten und nationalen Institutionen – anregen (Trubek/Mosher 2003). Somit
         kommt es zu einer »Europäisierung durch Lernen« (Radaelli 2003: 30). Insgesamt wird
         die EBS vom überwiegenden Teil der Governance-Arbeiten als effektiv und erfolgreich bewertet, da sie zu einer Angleichung europäischer
         Arbeitspolitiken und zu einem zunehmenden Kompetenzgewinn der europäischen Institutionen
         geführt habe (Schmid/Kull 2004; van Rie/Marx 2012; Hartlapp 2006). Es existieren aber
         auch Governance-Arbeiten, die einwenden, dass die EBS – zumindest bis zur Krise – ausschließlich
         »bereits bestehende Tendenzen« (Wolfswinkler 2006: 285) verstärkte, ansonsten jedoch
         kaum Einfluss auf die nationalen Arbeitspolitiken ausüben konnte (Schwab 2009).
      

      Neben der neomarxistischen und der Governance-Diskussion analysiert auch die neofunktionalistische Diskussion die Entstehung europäischer Arbeitspolitik im Kontext der Währungsunion.
         Die auf Ernst Haas (1977) zurückgehende Integrationstheorie geht von einer fortlaufenden,
         funktionalen Integration verschiedener Politikfelder aus. Neofunktionalistische Arbeiten betonen daher den Aspekt der arbeitspolitischen Koordinationsnotwendigkeit,
         der durch die gemeinsame Währungspolitik entstanden ist (Hardes 1999; Heise 2002).
         Bezugnehmend auf die neoklassisch orientierte Theorie optimaler Währungsräume wird
         argumentiert, dass durch den Wegfall nationaler Abwertungsmechanismen und dem ausdrücklichen
         Verbot von Transferzahlungen asymmetrische Schocks innerhalb der Währungsunion nur
         noch durch eine Koordinierung der Arbeitspolitik abgefedert werden können (Ribhegge
         2011). Daher habe sich mit der Durchsetzung der Währungsunion 1992 ein erhöhter Druck
         zur stärkeren Koordinierung nationaler Lohn- und Beschäftigungspolitiken ergeben.
         Heise (2001: 394) spricht in diesem Sinne von einer »Kooperationsfalle« durch die
         Ratifizierung des Vertrages von Maastricht. Die EBS sei das Resultat eines erhöhten
         europäischen Handlungsdrucks, der eine stärkere Kooperation der europäischen Mitgliedsstaaten
         erzwungen und zu einem »funktionalen Spill-over« geführt habe (Stroby Jensen 2000:
         90). Daher werden die Koordinierungsbestrebungen in der Arbeitspolitik als notwendige
         Folge verstanden, um den Erfolg der Währungsunion abzusichern, dem erhöhten Koordinierungsbedarf
         zu begegnen und die bestehenden Koordinierungsprobleme zu beheben (Heise 2001). Zugleich
         argumentieren Laffan u.a. (2000: 126 ff.) und Ardy/Begg (2001: 4), dass die EBS zu
         einer Kompetenzerweiterung der europäischen Institutionen geführt habe und damit mittelfristig
         eine Ausweitung supranationaler Kompetenzen begünstige. So bewerten verschiedene Forschungsarbeiten
         die EBS als Instrument zur Harmonisierung der nationalen Arbeitspolitik und sehen
         in den beschäftigungspolitischen Leitlinien eine Einschränkung nationaler Handlungsspielräume
         (Hartwig 2007: 137 ff.). Wessels (2008: 385) spricht mit Verweis auf Laffan u.a. (2000)
         von einer »schleichenden Einführung« einer neuen Gemeinschaftsmethode, da durch ungewollte
         »Spill-over-Effekte« spezifische Politiken mit dem Aufgabengebiet der Europäischen
         Kommission verknüpft werden. Die EBS wird daher als Stärkung der supranationalen Ebene
         interpretiert (Jacobsson 1999: 13; Teague 1999: 52).
      

      Dieser Sichtweise wird von intergouvernementalistischen Arbeiten widersprochen, die in der spezifischen Ausgestaltung europäischer Arbeitspolitik
         den »kleinsten gemeinsamen Nenner des Durchsetzbaren« (Schäfer 2002: 28) verstehen
         (Ashiagbor 2001; Goetschy 2002). Wie andere Forschungsstränge verstehen auch intergouvernementalistische Forschungsarbeiten die EBS vor dem Hintergrund der währungspolitischen Integration.
         Dabei richten sie den Fokus auf die Aushandlungsprozesse zwischen den Mitgliedsstaaten
         und betonen den symbolischen Charakter der EBS. Die Arbeiten verweisen auf die Auseinandersetzungen
         in der Gewichtung zwischen fiskalpolitischen Stabilitätsverpflichtungen und einer
         sozialen Dimension. Wie Moravcsik/Nicolaidis (1999) betonen, muss das Beschäftigungskapitel
         im Vertrag von Amsterdam als Konzession nordeuropäischer Mitgliedsstaaten an Frankreich
         verstanden werden (Adnett 2001; Kasten/Soskice 2001). Benner (1998: 68) betont den
         asymmetrischen Charakter des Kompromisses, konnte sich doch die deutsche Position
         weitgehend durchsetzen, während die französische Forderung nach einer sozialpolitischen
         Ergänzung der WWU in einem unverbindlich formulierten Beschäftigungskapitel mündete.
         Ähnlich argumentiert auch Schäfer (2005a: 193; 2005b: 386), der die europäische Beschäftigungspolitik
         mit ihren weichen Steuerungsmechanismen als Ausdruck einer allgemeinen »Integrationsmüdigkeit«
         versteht. Weiche Regelungen seien in der EU immer dann eine Lösung, wenn eine Einigung
         durch gegensätzliche Interessen erschwert und die Kosten für einige Mitgliedsstaaten
         zu hoch seien (Schäfer 2005a: 195). Zugleich sind solche Einigungen attraktiver als
         ein Verhandlungsabbruch; verschaffen sie doch den nationalen Regierungen mehr Handlungsspielraum,
         indem sie innenpolitische Kernthemen – wie die Arbeitspolitik – außenpolitisch wenden,
         ohne dass damit ein tastsächlicher Souveränitätsverlust einhergeht (Moravcsik 1994:
         41 f.). Aus Sicht des Intergouvernementalismus besitzt eine weiche Koordinierung für die Mitgliedsstaaten eine gewisse Attraktivität,
         da sie Entlastungseffekte für innenpolitische Auseinandersetzungen impliziert (Benner
         1998: 70). Durch die Form der Europäisierung werde nationalen Interessengruppen in
         bestimmten Politikfeldern (wie etwa der Arbeitspolitik) Einfluss entzogen, während
         es gleichzeitig – durch den weichen Koordinierungscharakter – zu keiner Kompetenzeinschränkung
         komme. Daher sprechen Neunreither/Wiener (2000: 1) mit Blick auf die europäische Beschäftigungspolitik
         von einem »new pluralism, and a return of intergovernmental politics«.
      

      
         2.2Forschung zur europäische Arbeitspolitik in der Krise

      

      Für alle Forschungsstränge stellte der Ausbruch der Eurokrise eine Zäsur dar (Schimmelfennig
         2015a). Insbesondere im Bereich europäischer Arbeitspolitik machte sich diese Zäsur
         in einem deutlichen Rückgang publizierter Forschungsliteratur bemerkbar. Die Gründe
         dafür lagen insbesondere in der sozialpolitischen Verengung des Untersuchungsgegenstandes.
         So resümiert Platzer (2016: 107), dass im Bereich des sozialpolitischen Regierens
         auf europäischer Ebene »keine krisenbedingten Veränderungen zu beobachten« waren4.
      

      Es gibt jedoch einige Arbeiten, die sich nicht auf die Sozialpolitik beschränkten.
         So identifizierten konstruktivistische Ansätze und Vertreter der Kulturellen Politischen Ökonomie in der Krise einen Paradigmenwechsel (La Porte/Heins 2015; 2016; kritisch: Schellinger
         2016: 156). La Porte/Heins (2015) argumentieren, dass das »social investment paradigm« (vgl. dazu: Hemerijck 2018) in der Krise durch ein »monetarist paradigm« in der Arbeitspolitik
         abgelöst wurde (Bengtsson u.a. 2017; La Porte/Natali 2018). Heinrich/Jessop (2015)
         führen diesen Paradigmenwechsel auf die hegemoniale Position des weltmarktorientierten
         Industriekapitals in der ersten Krisenphase zurück, wodurch es diskursiv in der Lage
         war, die Eurokrise als eine Krise der Wettbewerbsfähigkeit zu rahmen.
      

      Auch Arbeiten aus den industrial relations studies beobachteten in der Krise grundlegende Verschiebungen. Bereits 2008 prognostizierte
         Stephan (2008b) eine zunehmende Unterordnung der EBS unter die Prämissen der WWU.
         In der Krise wird dieser Prozess als beschleunigt verstanden. So weisen zahlreiche
         Autoren darauf hin, dass die europäische Arbeitspolitik in der Krise der Wirtschaftspolitik
         untergeordnet und ihrer sozialpolitischen Ziele beraubt wurde (Copeland/Daly 2015;
         Crespy/Menz 2015; Dawson 2015). Dabei wird auf verschiedene arbeitspolitische Instrumente
         verwiesen. So betonen verschiedene Autoren massive Einschränkungen in der Handlungsfähigkeit
         des branchenübergreifenden und sektoralen sozialen Dialogs (Tricart 2019; Golden 2019;
         Lapeyre 2015; Degryse 2015; Prosser/Perin 2015). Zudem weisen Syrovatka (2021b) und
         Jordan u.a. (2021) darauf hin, dass es zu einer engen Verknüpfung zwischen dem ESF
         und dem Europäischen Semester gekommen ist. Barbier (2012) betont, dass die bestehenden
         arbeitspolitischen Instrumente durch die neu geschaffene Wirtschaftsregierung an den
         Rand gedrängt wurden. Ähnlich argumentieren auch Mailand/Arnholtz (2015: 207), wenn
         sie betonen, dass die sozialpolitischen Akteure durch die Krise geschwächt worden
         seien. Graziano/Hartlapp (2018: 15) sprechen sogar von einem »Niedergang des sozialen
         Europas«, der von verschiedenen AutorInnen auf den Niedergang der Sozialdemokratie
         seit Mitte der 2000er-Jahre und die Dominanz institutioneller Wirtschaftsakteure zurückgeführt
         wird (Graziano/Hartlapp 2015; La Porte/Heins 2015: 10).
      

      Die These einer Schwächung bzw. Marginalisierung von Sozial- und Beschäftigungspolitik
         in der Krise wird jedoch nicht von allen AutorInnen der industrial relations studies geteilt. Einige Arbeiten argumentieren, dass die kriseninduzierten Reformen zu einer
         Stärkung der sozialen Dimension geführt haben (Bekker 2018; Zeitlin/Vanhercke 2018).
         Insbesondere mit Blick auf das Europäische Semester wird betont, dass nach der akuten
         Krisenphase eine deutliche Zunahme sozialpolitischer Empfehlungen zu beobachten war
         (Jessoula 2015), weshalb Zeitlin/Vanhercke (2018: 167) von einem Prozess der »progressive socialization« europäischer Krisenbearbeitung sprechen (vgl. auch: Bekker 2015; 2016). Dieser These
         wurde jedoch vielfach widersprochen (Copeland/Daly 2018; Crespy/Vanheuverzwijn 2019).
         Hervorzuheben ist insbesondere der Beitrag von Jordan u.a. (2021: 18 ff.), der anhand
         einer vergleichenden Analyse der länderspezifischen Empfehlungen für Deutschland,
         Irland, Italien und Rumänien argumentiert, dass es keine Anhaltspunkte für eine Sozialisierung
         des Europäischen Semesters gebe. Zugleich arbeiteten sie heraus, dass die Arbeitspolitik
         im Zentrum des Europäischen Semesters und der gesamten Krisenbearbeitung stand und
         einen teils starken Einfluss auf die nationalen Arbeitspolitiken nehmen konnte.
      

      Diese Erkenntnisse werden auch durch eine Vielzahl vergleichender Arbeiten gestützt,
         die der kritischen Europaforschung und den industrial relations studies zuzuordnen sind. Bereits sehr früh haben verschiedene Arbeiten deutlich gemacht,
         dass die europäische Krisenbearbeitung primär auf die heterogenen Strukturen der nationalen
         Industriellen Beziehungen sowie der nationalen Arbeitsmärkte zielte (Bieling/Buhr
         2015a; Müller u.a. 2016; van Gyes/Schulten 2015; Lehndorff 2014; Lehndorff u.a. 2018;
         Koukiadaki u.a. 2016b). Die unterschiedlichen Formen der Krisenbearbeitung, d. h.
         das Europäische Semester, die Politik der EZB und die Politik der Troika, verweisen
         auf eine Schwächung der Tarifautonomie, eine Dezentralisierung der Tarifvertragssysteme,
         eine Deregulierung des Arbeitsmarktes und einen Abbau von ArbeitnehmerInnenrechten
         (Myant u.a. 2016; Koukiadaki u.a. 2016b; Pernicka u.a. 2019; Leonardi/Pedersini 2018;
         Müller/Rüb 2013; Müller u.a. 2019). So kommen die meisten Studien zum Schluss, dass
         es im Zuge der Krise in fast allen EU-Mitgliedsländern zu teilweise gravierenden Veränderungen
         in den nationalen Arbeitsstrukturen gekommen ist (Schulten 2015a; Chasoglou 2015;
         Kompsopoulos 2015; Haas/Huke 2015; Syrovatka 2016a; Huke 2017). Darunter seien nicht
         nur jene Länder zu fassen, die von der Krise am stärksten betroffen waren und direkt
         unter der Überwachung der Troika aus EZB, IWF und Europäischer Kommission standen
         (Müller 2015). Vielmehr seien auch dort tiefgreifende Reformen in der Arbeits- und
         Sozialpolitik zu konstatieren, wo »nur« die Überwachungsmechanismen des Europäischen
         Semesters griffen (Hassenteufel/Palier 2015; Jordan u.a. 2021). Bieling/Buhr (2015b:
         348) betonen, dass sich in allen von ihnen untersuchten EU-Mitgliedsländern »Prozesse
         der arbeits- und sozialpolitischen Deregulierung und Flexibilisierung« finden lassen,
         auch wenn sie »sich in den Ländern vielfach sehr unterschiedlich [dar]stellen«. Dabei
         sei die Tendenz zur Dezentralisierung der Arbeitsbeziehungen bei allen untersuchten
         Reformen »nicht zu übersehen« (ebd.: 348). Zu einem ähnlichen Fazit gelangen auch
         Schulten u.a. (2016: 310 f.), die mit Blick auf den Einfluss der New Economic Governance auf die von ihnen untersuchten Länder eine »massive Schwächung der Gewerkschaften
         und einen rasanten Abbau der Tarifbindung« feststellen. Eine Reihe von Studien kommt
         ebenfalls zu dem Schluss, dass die Krise zu einer enormen Schwächung der Gewerkschaften
         und einer Verstärkung der Machtasymmetrie zwischen Kapital und Arbeit geführt haben
         (Busch u.a. 2012; Bsirske u.a. 2016; Busch 2016; Müller/Platzer 2018; Rathgeb/Tassinari
         2020; Gumbrell-McCornick/Hyman 2015; Pernicka/Glassner 2019). Roland Erne (2015: 196)
         spricht gar von einem sich abzeichnenden neuen »unitaristischen System europäischer
         Industrieller Beziehungen«.
      

      Vor dem Hintergrund der empirischen Erkenntnisse weisen Arbeiten aus verschiedenen
         Forschungsrichtungen auf eine kriseninduzierte Transformation der arbeitspolitischen
         Koordinierung hin (Bekker 2014; Schulten/Müller 2013; Grahl/Teague 2013; Bieling 2012a).
         Waren zuvor eher indirekte oder weiche Koordinierungsmechanismen durch Wettbewerb,
         Markt und institutionellen Anpassungsdruck in der Arbeitspolitik präsent, so wird
         von verschiedenen Arbeiten festgestellt, dass sich die Instrumente in der Krise zu
         einer »direkten politischen Koordinierung durch die Institutionen der EU« (Schulten
         2014: 315) gewandelt haben.
      

      In ihrer Analyse der neuen Koordinierungsform richten Arbeiten der industrial relations studies den Fokus auf den Aspekt der Steuerung und ihrer Verbindlichkeit. So argumentiert
         Erne (2015b: 195), dass die neue Form der europäischen Koordinierung einem »governance by numbers« folgt und damit den Steuerungsmechanismen multinationaler Konzerne gleicht. Schulten/Müller
         (2013: 319) sprechen von einem europäischen Interventionismus, der durch eine »nach
         unten gerichtete Flexibilisierung der Löhne die preisliche Wettbewerbsfähigkeit« in
         der Eurozone steigern soll. Für neofunktionalistische Arbeiten ist die verstärkte Überwachung der Lohn- und Arbeitsmarktpolitiken der Mitgliedsstaaten
         das Ergebnis eines funktionalen »Spill-overs« für eine verstärkte Fiskalpolitik, der
         sich aus der Krise ergeben und ein supranationales Überwachungsregime geschaffen habe
         (Vilpišauskas 2013: 364 f.). Dehousse (2016) sieht daher eine deutliche Stärkung der
         EZB und der Europäischen Kommission (vgl. auch: Bauer/Becker 2014; Becker 2019; Schmidt
         2016). Governance und liberal-intergouvernementalistische Arbeiten dagegen fokussieren auf das Wechselspiel zwischen supranationaler und intergouvernementaler
         Ebene; sie unterscheiden sich jedoch grundlegend in ihren Schlussfolgerungen. So verstehenden
         Governance-Arbeiten die neu geschaffenen Koordinierungsformen als eine supranationale Einschränkung
         nationalstaatlicher Politiken (Terpan 2015; Bekker 2014). Börzel (2016: 13) spricht von einem „substantial shadow of supranational hierarchy over the intergovernmental co-ordination«. Dagegen versteht Schimmelfennig (2015b) das Verhältnis umgekehrt: Zwar gab es für
         eine stärkere fiskalpolitische Koordinierung einen funktionalen Druck von Seiten der
         WWU, die konkrete Ausgestaltung der Koordinierungsinstrumente würde supranationalen
         Institutionen jedoch keine Möglichkeit der Einflussnahme ermöglichen. Andere intergouvernementalistische Arbeiten gehen sogar noch weiter und sprechen von einem vollständigen »absence of supranationalism« (Bickerton u.a. 2015: 717). Vielmehr liege das Machtzentrum der neuen Koordinierungsmechanismen
         beim Rat und somit im Kompetenzbereich der Mitgliedsstaaten (Puetter 2015; Maricut/Puetter
         2018).
      

      Kritische und neomarxistische Arbeiten positionieren sich außerhalb dieser Debatte und analysieren die neu geschaffenen
         Mechanismen vor dem Hintergrund der ungleichen und kombinierten Entwicklung (Becker
         u.a. 2015; Heine/Sablowski 2015; Becker 2012). Demnach sei die spezifische Ausgestaltung
         des wirtschafts- und arbeitspolitischen Regierens weder funktional noch über rein
         intergouvernementale Verhandlungen zu erklären (Bieling/Guntrum 2019). Vielmehr sei
         sie das Resultat heftiger Auseinandersetzungen zwischen nationalen und supranationalen
         Akteuren und Staatsapparaten über die Strategie zur Stabilisierung der Eurozone (Stützle
         2013; Konecny 2012; Babic 2016; 2019; Heine/Sablowski 2013; Wissel 2019; Petzold 2018;
         Bieling 2013a). Aufgrund der ungleichen und kombinierten Entwicklung richten sich
         die kriseninduzierten Reformen darauf, eine »Politik der austeritätspolitischen Konsolidierung
         in Verknüpfung mit einer angebotsseitig verbesserten Wettbewerbsfähigkeit der Euro-Peripherie
         zu verankern« (Bieling/Guntrum 2019: 10). Mit Blick auf die konkrete Funktionsweise,
         Exekutivlastigkeit und prekären demokratischen Kontroll- und Einflussmechanismen der
         neuen Formen europäischen Wirtschaftsregierens, wird von einem »Krisenkonstitutionalismus«
         (Bieling 2013b; 2011a) bzw. einem »autoritären Wettbewerbsetatismus« (Oberndorfer
         2012a) gesprochen. Der Fokus auf die handelnden Akteure, ihre multiskalaren Strategien
         und die Vermittlung ihrer Interessen im europäischen Staatsapparateensemble ermöglichte
         stattdessen den Wandel europäischer Arbeitspolitik als einen vielschichtigen und konfliktiven
         Prozess zu fassen. Dadurch wird die Arbeitspolitik nicht isoliert oder verengt im
         Rahmen europäischer Sozialpolitik untersucht, sondern eingebettet in die Entwicklung
         gesellschaftlicher (Re-)Produktionsbedingungen. Es eröffnet sich ein präziseres Verständnis
         politischer Dynamiken, Interessen und Konflikte, die mit der europäischen Arbeitspolitik
         verbunden sind.
      

      
         2.3Forschungslücken und ihre Einordnung in die Zielsetzung der Arbeit

      

      Dem neo-marxistischen Forschungsstrang folgend und vor dem Hintergrund der empirischen Erkenntnisse der
         industrial relations studies versucht die vorliegende Arbeit, grundlegende Forschungslücken im Bereich der europäischen
         Arbeitspolitik zu schließen. Die gesellschaftswissenschaftliche Forschung bleibt bis
         heute einen systematischen Überblick über die Wandlungsprozesse europäischer Arbeitspolitik
         in der Krise schuldig. Zwar weisen verschiedene empirische sowie theoretische Arbeiten
         auf teils erhebliche Verschiebungen hin, jedoch fehlt eine umfassende Darstellung,
         die die verschiedenen arbeitspolitischen Entwicklungsdynamiken darstellt, analysiert
         und miteinander in Bezug setzt. So blieb relativ unterbelichtet, über welche Politiken
         zum Thema Arbeit die EU verfügt und wie sich diese auf die nationalen Lohnregime auswirken
         können. Dies lag in der Vergangenheit daran, dass die wenigsten Forschungsarbeiten
         über die Dichotomie von Wirtschafts- und Sozialpolitik hinausgegangen sind. Das Spannungsverhältnis
         zwischen WWU und Sozialpolitik wurde zwar in vielen Arbeiten angesprochen, oftmals
         jedoch nur einseitig aufgelöst, sodass in der Krise entweder eine Marginalisierung
         oder eine Subsumtion der Sozial- und Beschäftigungspolitik unter die Prämissen der
         Wirtschaftspolitik festgestellt werden konnte (Mailand/Arnholtz 2015; Mailand 2018;
         Barbier 2012). Mit dem Konzept der Arbeitspolitik soll diese Dichotomie überwunden
         und Politiken zum Thema Arbeit in den Mittelpunkt der Analyse gestellt werden. Dadurch
         wird es möglich, institutionelle Kontinuitäten und Brüche in der europäischen Arbeitspolitik
         herauszuarbeiten. Auch hier fehlte es in der Vergangenheit an Forschungsarbeiten,
         die eine historische Einordnung arbeitspolitischer Wandlungsprozesse auf europäischer
         Ebene vorgenommen haben.
      

      Die wenigen Arbeiten, die die Auswirkungen der kriseninduzierten Reformprozesse auf
         die europäischen Arbeitspolitiken untersuchten, blieben zumeist auf die Deskription
         neuer institutioneller Einflusskanäle beschränkt oder konzentrierten sich ausschließlich
         auf den Einfluss auf nationale Lohnregime (Schulten/Müller 2015; Jordan u.a. 2021).
         Zudem blieben diese Arbeiten oftmals auf die Darstellung der Funktionsweise neuer
         Institutionen und Prozesse sowie des europäischen Einflusses auf die nationalen Arbeitspolitiken
         beschränkt (Schulten/Müller 2013). Dabei suggerieren insbesondere Forschungsarbeiten
         aus den industrial relations studies und der neomarxistischen Theorieperspektive oftmals das Bild von einem Top-Down-Ansatz, d. h. einem europäischen
         Zugriff auf die nationalen Lohnregime (ebd; Sablowski u.a. 2018; Dörre 2016; Erne
         2015). Dieser Eindruck entsteht insbesondere dann, wenn die analytische Perspektive
         auf die europäischen Institutionen verengt wird.
      

      Hierin liegt die größte Forschungslücke der vorliegenden Literatur. Obwohl die meisten
         Arbeiten betonen, dass die kriseninduzierten Reformen der wirtschaftspolitischen Steuerung
         so fundamental waren, dass sie eine »historische Wende« (Pernicka 2015) oder gar eine
         »new era of European Integration« (La Porte/Heins 2015) begründen, werden nur selten die Träger der politischen Projekte
         oder die Akteure der Wandlungsprozesse benannt. Wenn überhaupt wird die europäische
         Politikformulierung als ein Aushandlungsprozess zwischen dem Europäischen Rat (als
         intergouvernementalem) und der Europäischen Kommission (als supranationalem Akteur)
         verstanden (Seikel 2018; Puetter 2016; Bauer/Becker 2014). Damit wird der Politikformulierungsprozess
         jedoch auf den formalen Gesetzgebungsprozess zwischen den europäischen Institutionen
         reduziert, der – wie verschiedene Arbeiten zu Interessengruppen belegen (Eising 2004;
         Bieling 2005b; Woll 2013) – nicht dem realen Aushandlungsprozess entspricht. Vielmehr
         sind im Prozess europäischer Politikformulierung eine Vielzahl an organisierten Interessengruppen,
         insbesondere organisierte Kapitalinteressen und Lobbyverbände, involviert. Zwar existieren
         einige Arbeiten, die jenes gesellschaftliche Kräfteverhältnis hinter den Reformen
         adressieren, jedoch bleiben diese auf einzelne Reformen und Initiativen beschränkt
         (Konecny 2012; van Apeldoorn 2013; Heinrich 2014a; Seikel 2020a; Babic 2016). Zudem
         ziehen diese Arbeiten keine Verbindung zur europäischen Arbeitspolitik. Die Frage,
         welche Akteure und welche Strategien und Interessen hinter den Wandlungsprozessen
         europäischer Arbeitspolitik liegen und welche politischen Initiativen damit verknüpft
         waren, konnte bisher nicht beantwortet werden. Die europäische Arbeitspolitik als
         strategisches Feld spezifischer Interessen sozialer Akteure blieb in der Forschung
         bisher unterbelichtet. Die vorliegende Arbeit möchte diese Forschungslücke schließen.
      

   
      
         3.Theoretischer Zugang

      

      Eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit empirischen Fragen kommt nicht ohne
         Konzepte und Begriffe aus, die die Wahrnehmung strukturieren und die Komplexität des
         zu untersuchenden gesellschaftlichen Phänomens reduzieren und somit fassbar machen.
         Ohne den Bezug auf Theorie und die Darlegung theoretischer Aussagen ist eine wissenschaftliche
         Beschreibung und Analyse europäischer Arbeitspolitik unmöglich, da erst die theoretische
         Selektion den zu untersuchenden Gegenstand greifbar werden lässt (Krumm u.a. 2009:
         49 ff.). Jede Beschreibung und Analyse eines Untersuchungsgegenstandes beruht auf
         theoriegeleiteten Kategorien und Begriffen, denn erst mit diesen können gesellschaftliche
         Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge und politische Erscheinungen erklärt und verdeutlicht
         werden (Kammler 1971: 10). Nur auf der Grundlage und im Horizont einer »definierten
         theoretischen Struktur« kann die konfrontierende Realität als solche überhaupt dargestellt
         und bearbeitbar gemacht werden (Althusser 2015: 37). Gerade politikwissenschaftliche
         Forschung benötigt eine theoretische Grundlage, um die eigene Forschungsmotivation
         offen legen zu können und zu vermeiden, dass die gewonnen Ergebnisse nicht »irrelevant
         oder […] unbeabsichtigt eine ideologische Funktion in der Gesellschaft erhalten« (Fijalkowski
         1961: 92).
      

      Als Ausgangspunkt einer theoretischen Struktur für die Analyse der Wandlungsprozesse
         europäischer Arbeitspolitik drängt sich der Governance-Ansatz nahezu auf. Das theoretische Konzept mittlerer Reichweite ist vor allem in
         jenen Bereichen dominant, in denen »neue Formen« des Regierens in und durch verschiedenen
         Policy-Ebenen sowie außerhalb staatlicher Strukturen und Institutionen erfasst werden
         sollen. Damit ist Governance der wichtigste Ansatz für die empirische Erfassung europäischer Arbeitspolitik.
      

      Als »Allzweckwaffe für jede Art von gesellschaftlichem Regelungsproblem« (Grande 2012:
         565) erscheint das theoretische Konzept ideal zur Analyse europäischer Arbeitspolitik,
         können doch damit alle europäischen Politiken zum Thema Arbeit – abseits der offiziellen
         Einteilung in Politikbereiche – gefasst und als arbeitspolitische Steuerung betrachtet
         werden. Durch das komplexe Verständnis unterschiedlicher Steuerungsmodi und ihrer
         Vermischung in einem differenten raum-zeitlichen Hintergrund wäre es möglich, Wandlungsprozesse
         in der europäischen Arbeitspolitik als Veränderung im spezifischen Governancemodus
         und seiner institutionellen Einbettung in das europäische Mehrebenensystem analytisch
         zu fassen (Sack 2011: 26). Die verschiedenen europäischen Politiken zum Thema Arbeit
         stellen eine spezifische Form europäischer Governance dar und könnten detailliert anhand ihrer Funktionslogiken bestimmt werden. Ein weiterer
         Vorteil des Governance-Ansatzes ist die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher und privatwirtschaftlicher
         Akteure. So wird die institutionelle Fraktionierung der EU nicht als Unvollkommenheit,
         sondern als strukturelle Grundbedingung verstanden und theoretisch verarbeitet. Damit
         ermöglicht der Ansatz einen analytischen Fokus auf die dynamische Interaktion zwischen
         den europäischen Organen, den nationalen Regierungen und Verwaltungen sowie nicht-staatlichen
         Akteuren bei der Politikformulierung und Implementierung verbindlicher Entscheidungen
         (Tömmel 2008b: 2). Ebenso fokussiert der Governance-Ansatz die Mehrebeneninteraktionen europäischen Regierens und die Koordinations-
         und Kooperationsinitiativen privatwirtschaftlicher, zivilgesellschaftlicher und staatlicher
         Akteure in formellen und informellen Governance-Institutionen, wodurch der Blick auf Struktur- und Prozessveränderungen frei wird
         (Benz 2016: 8 ff). Wandelnde oder neu entstehende Akteurskonstellationen sowie institutionelle
         Arrangements und Regelstrukturen können somit theoretisch gefasst und in den Mittelpunkt
         der Analyse gestellt werden (Botzem u.a. 2009: 12 ff).
      

      Trotz der Vorteile weist der Governance-Ansatz elementare Schwächen und blinde Flecken auf. So führt seine theoretische Offenheit
         gegenüber anderen Ansätzen zu einer fehlenden analytischen Klarheit und einem sehr
         eingeschränkten Erklärungsanspruch. Nicht Ursachen und Triebkräfte europäischer Integration
         stehen im Vordergrund, sondern Form und Funktionsweise europäischen Regierens (van
         Apeldoorn u.a. 2003: 27). Seine Analysefähigkeit erschöpft sich in einer empirischen
         Deskription politischer Interaktionsmuster und Empfehlungen für eine effizientere
         und kostensparenden Koordination (exemplarisch: Börzel/Grimm 2018).
      

      Zugleich werden Herrschafts- und Unterdrückungsverhältnisse systematisch ausgeblendet.
         Macht wird als reine »Bewirkungsmacht« thematisiert, nicht als Essenz von Politik
         (Buckel u.a. 2014: 24). Die Frage nach der »Genese und Beschaffenheit von Herrschaftsbeziehungen
         [wird] ebenso wie die Frage nach dem Verhältnis zwischen Machtausübung und Regelung
         im öffentlichen Interesse« (Mayntz 2008: 56) systematisch ausgeklammert. Die Thematisierung
         von Macht als Macht von Akteuren über andere ist, wie Offe (2008: 63) betont, im Governance-Ansatz »begrifflich nicht vorgesehen«. Diese Leerstelle resultiert aus den beiden
         normativen Prämissen, die dem Ansatz zu Grunde liegen: die Vorannahme, dass der Einsatz
         von neuen bzw. kooperativen Steuerungsmechanismen und Regelungsinstanzen zu mehr Effizienz
         und Effektivität in der gesellschaftlichen Problemlösung führt (Blumenthal 2005) und
         dass alle beteiligten Akteure gemeinwohlorientiert handeln und interagieren. Damit
         werden zugleich spezifische Interessen handelnder Akteure ausgeblendet, womit dem
         Ansatz Universalisierungsprozesse partikularer Interessen systematisch verschlossen
         bleiben. Handlungsmotivationen wie Machtstreben und Machterhalt werden durch die Fokussierung
         auf das zu regierende Problem und der dafür notwendigen Lösung ausgeklammert. Dadurch
         fehlt dem Governance-Ansatz jegliches Instrumentarium und Analysewerkzeug, um Konflikte theoretisch zu
         fassen oder die Komplexität und Dynamik spezifischer Governance-Regime wahrzunehmen und zu begreifen (Grande 2012: 580). Gesellschaftliche Kräfteverhältnisse
         und Auseinandersetzungen als Dynamik gesellschaftlicher Veränderung bleiben dem Konzept
         fremd. Damit ist der Governance-Ansatz in gewisser Weise politisch entleert, reduziert es doch politische Steuerung auf
         einen technischen Akt (Offe 2008: 72). Die Frage von Demokratie und demokratischer
         Einbindung subalterner Gruppen wird durch die Konzentration auf Output-Legitimation
         vollständig ausgeblendet (Demirović 2011: 76).
      

      Daher bleibt die Governance-Perspektive auch blind gegenüber asymmetrischen Einflüssen institutioneller Strukturen
         auf das Handeln von Akteuren. Insbesondere mit Blick auf die EU wird suggeriert, dass
         Politikformulierungsprozesse einzig aus der Motivation heraus entstehen, Steuerungsprobleme
         im Sinne der Allgemeinheit zu beheben. Entscheidungsfindungen sind primär durch funktionale
         Kriterien motiviert, während die sozioökonomischen Kontextbedingungen ebenso wie die
         spezifischen Macht- und Herrschaftsstrukturen ausgeblendet werden (Bieling 2010a:
         27). Zudem weist der Governance-Ansatz eine grundlegende Widersprüchlichkeit in Bezug auf seinen Staatsbegriff auf:
         Es dominiert ein formal-institutionalistischer Staatsbegriff, während zugleich darauf
         hingewiesen wird, dass genau jener formal-juristische Nationalstaat aufgrund der Globalisierung
         zunehmend erodiert. Dem nationalstaatlichen Auflösungsprozess wird jedoch kein Herausbildungsprozess
         einer europäischen oder globalen Staatlichkeit entgegengesetzt. Überspitzt könnte
         man formulieren, dass der Governance-Ansatz ein zunehmendes Absterben des Staates und damit jeglicher Herrschaftsform
         prognostiziert (Börzel/Risse 2010; Risse 2008). Damit jedoch übersieht der Ansatz
         die wesentlichen Charaktermerkmale einer europäischen Staatlichkeit (Bieling/Hüttmann
         2016).
      

      Vor dem Hintergrund der schwerwiegenden Leerstellen des Governance-Ansatzes und seines Problemlösungsbias lässt sich der Wandel europäischer Arbeitspolitik
         in der Krise nur bedingt erklären. Vielmehr muss eine governancetheoretische Analyse
         europäischer Arbeitspolitik in einer Deskription der Rekonfiguration und Funktionslogik
         neuer arbeitspolitischer Steuerungsmechanismen verbleiben, während reale und tieferliegende
         Veränderungsbedingungen und -dynamiken übersehen werden. Ihr institutioneller Fokus
         macht sie blind gegenüber den Bedingungen und Strukturen der (Re-)Produktion sozialer
         Verhältnisse.
      

      Dennoch wäre es verfrüht, die Erkenntnisse des Governance-Ansatzes für die Europaforschung im Sinne einer Ideologiekritik grundlegend zu verwerfen.
         Denn trotz seiner blinden Flecken hat er auf einen Punkt hingewiesen, der auch für
         die Analyse europäischer Arbeitspolitik zentral ist. So wurde herausgearbeitet, dass
         die Internationalisierungstendenzen seit den 1970er Jahren eine Transformation von
         Staatlichkeit induzierten, durch die sich innerhalb des europäischen Mehrebenensystems
         eine neue Form politischen Regierens herausgebildet hat, die nicht nur die Nationalstaaten,
         sondern zugleich vielfältige (semi-)staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure
         umfasst. Ohne die normative Prämisse des Governance-Ansatzes zu teilen, muss diese grundlegende Erkenntnis in der folgenden Analyse unter
         herrschaftskritischen und demokratietheoretischen Aspekten reformuliert werden (Bieling
         2001: 34).
      

      Dafür bietet sich mit einer staats- und hegemonietheoretisch erweiterten Regulationstheorie, wie sie von Bieling (2010a: 17 ff.) skizziert wurde, ein theoretischer Interpretationsrahmen
         an, mit dem die Vermittlung zwischen der umkämpften Transformation europäischer Arbeitspolitik
         und den gesellschaftlichen Reproduktionsbedingungen besser erschlossen und eine tiefer
         gehende Analyse der Veränderungsdynamiken europäischer Arbeitspolitik geleistet werden
         kann (vgl. Bieling/Brand 2015). Dieser Interpretationsrahmen wird sich an jenen Kritikpunkten
         messen lassen müssen, die an den Governance-Ansatz herangetragen wurden.
      

      Der Arbeitsbegriff wird in den folgenden Ausführungen ins Zentrum der theoretischen
         Fundierung europäischer Arbeitspolitik und der damit verbundenen Wandlungsprozesse
         in der Krise gestellt. Mit strategisch-relationalen, neo-marxistischen Ansätzen wird es möglich sein, die zentrale Funktion von Arbeit im Kapitalismus zu
         bestimmen und die damit verbundenen Macht- und Herrschaftsprozesse darzulegen. Ein
         ausdifferenziertes Verständnis der kapitalistischen Ökonomie ermöglicht es zudem,
         Arbeitspolitik als Regulation des Lohnverhältnisses zu verstehen und ihre jeweilige
         Ausgestaltung ins Verhältnis zu den grundlegenden konjunkturellen und geografischen
         Spezifika kapitalistischer Akkumulation zu setzen. Das mit der Regulation des Lohnverhältnisses
         angesprochene Verhältnis von Arbeit und Staat wird unter Rückgriff auf die neo-poulantzianische Staatskonzeption als materielle Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse diskutiert und damit
         die wesentliche Grundlage europäischer Arbeitspolitik theoretisch fundiert. Die Vermittlung
         der Arbeitspolitik als staatliche Arbeitsmarktpolitik und institutionelle Ausgestaltung
         kollektiver Arbeitsbeziehungen wird mit hegemonietheoretischen Ansätzen gefasst, wobei die Existenz und Heterogenität spezifischer Regulationsformen
         und Lohnregime in der EU als Ergebnis von Hegemoniekämpfen und strategischen Selektivitäten
         verstanden wird. Das sich daraus ergebene Spannungsverhältnis zwischen nationalstaatlicher
         Organisation von Arbeit und dem Prozess europäischer Integration wird mit Bezug auf
         die Erkenntnisse kritischer Europaforschung diskutiert. Die Darstellung des theoretischen Interpretationsrahmens führt methodisch
         vom abstrakten Verständnis von Struktur und Handlung zum konkreten Untersuchungsgegenstand
         (Marx 1964: 631 ff.).
      

      
         3.1Anmerkungen zum Verhältnis von Struktur und Handlung

      

      Die theoretische Beschäftigung mit europäischen Politiken zum Thema Arbeit und ihren
         Wandlungsprozessen in der Krise wirft zuallererst die metatheoretische Frage nach
         dem Verhältnis von Struktur und Handlung auf. In der Soziologie werden Struktur und
         Handlung oftmals als voneinander getrennte Sphären behandelt: Struktur, als dauerhaft
         determinierender Aspekt von Gesellschaft; Handlung, als ihre dynamische und verändernde
         Seite (Demirović 2010: 157; Sander 2016: 21). So existieren verschiedene Theorien,
         die Handeln als von den Strukturen abgeleitet begreifen, aber auch Konzepte, die Gesellschaft
         als Zusammenspiel interaktiver Beziehungen handelnder Akteure verstehen. Gemeinsam
         ist ihnen, dass sie versuchen, den Widerspruch zwischen Struktur und Handlung zugunsten
         einer Seite aufzuheben (Demirović 2010: 159). Historisch-materialistische Ansätze versuchen dagegen, diese unproduktive Spaltung zu überwinden, indem sie beide
         Sphären metatheoretisch miteinander kombinieren. Struktur und Handlung werden als
         komplexe Dualität konzipiert, d. h. als ein Verhältnis wechselseitiger Konstitution
         und Ermöglichung (Bieling 2000a: 203). Innerhalb des spezifischen Zusammenhangs besitzen
         Handlungen das Primat über die Strukturen, jedoch nicht im Sinne einer Relativierung
         von Materialität, sondern vor dem Hintergrund ihres dialektischen Verhältnisses zueinander
         (Althusser 2015: 87). Strukturen reproduzieren und transformieren sich durch Handlung,
         strukturieren jedoch zugleich das spezifische Feld für neuerliches Handeln (Puller
         2017: 141). Die Struktur ist damit in den Akteuren und ihren Praxen selbst präsent
         (Poulantzas 1975: 114 Fn. 24).
      

      
         »Die Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber sie machen sie nicht aus freien
            Stücken, nicht unter selbstgewählten, sondern unter unmittelbar vorgefundenen, gegebenen
            und überlieferten Umständen.« (Marx 1972: 115)
         

      

      Ein solches Verständnis legt für die vorliegende Studie eine Konzentration auf die
         handelnden und interagierenden Akteure nahe, ohne die damit verbundenen gesellschaftlichen
         Strukturen und Institutionen zu vernachlässigen. Vielmehr muss das Feld europäischer
         Arbeitspolitik als durch das historische Handeln von Akteuren vorstrukturiert verstanden
         werden, was die Interaktion der Akteure erschwert oder begünstigt.
      

      Ein gesellschaftliches Interaktionsfeld wie die europäische Arbeitspolitik ist dabei
         immer durch politische, ökonomische und ideologische Aspekte strukturiert. Anknüpfend
         an Althusser (2011: 139) müssen diese gesellschaftlichen Instanzen (Politik, Ökonomie,
         Ideologie) als konstitutiv und wechselseitig miteinander vermittelt verstanden werden.
         So ist bspw. im Ökonomischen auch immer das Politische und das Ideologische konstitutiv,
         d. h. nicht additiv präsent (Althusser 2010: 40 ff.). Politik, Ökonomie und Ideologie
         stehen in einem Verhältnis relativer Autonomie zueinander; sie sind im Sinne gegenseitiger
         Beeinflussung miteinander verkoppelt (Hall 2014a: 49; 53). Die besondere Art und Weise,
         d. h. in ihrer Physiognomie, wie die drei relativ autonomen gesellschaftlichen Instanzen
         in Beziehung zueinander stehen, begründet die »Grundstruktur« (Poulantzas 1975) bzw.
         die »historische Struktur« einer Produktionsweise (Cox 1995: 33). Widersprüche und
         Machtverhältnisse einer Gesellschaftsformation5 (Poulantzas 2002: 72 f.) treten daher niemals in einfacher Form, sondern infolge
         der konstitutiven Vermittlung von Ökonomie, Politik und Ideologie immer »überdeterminiert«
         auf. So tritt der grundlegende ökonomische Widerspruch der kapitalistischen Produktionsweise
         zwischen Kapital und Arbeit in der gesellschaftlichen Realität ideologisch und politisch
         überformt bzw. »überdeterminiert« auf, womit die »einsame Stunde [einer] letzten Instanz«
         niemals schlägt (Althusser 2011: 138 ff.). Vielmehr bilden Politik, Ideologie und
         Ökonomie die widersprüchliche und komplexe Totalität der Gesellschaft, wobei ihre
         Reproduktion immer vom Handeln der Akteure abhängig bleibt:
      

      
         »Der Gesamtprozess der Realisierung der Reproduktion der Produktionsverhältnisse bleibt
            daher abstrakt, solange man sich nicht auf den Standpunkt des Klassenkampfes stellt.
            Sich auf den Standpunkt der Reproduktion zu stellen, heißt also in letzter Instanz,
            sich auf den Standpunkt des Klassenkampfes zu stellen.« (Althusser 2010: 100)
         

      

      Dieses Verständnis von gesellschaftlichen Strukturen im Verhältnis zum Handeln von
         Akteuren eröffnet eine Forschungsperspektive, die politische Strukturen als ideologisch
         und ökonomisch überdeterminiert versteht, womit auch die Analyse des Politikfeldes
         europäische Arbeitspolitik nicht nur die politischen Institutionen und deren Funktionsweisen
         in den Blick nehmen darf, sondern diese auch nach ihrer ökonomischen und ideologischen
         Funktion hin befragen muss. Akteure können daher nicht nur aufgrund ihrer politischen
         Funktion hin bestimmt werden, sondern der Fokus muss zugleich durch ökonomische und
         ideologische Kriterien erweitert werden.
      

      
         3.2Arbeit und Kapitalismus

      

      Eine Untersuchung der Wandlungsprozesse europäischer Arbeitspolitik erfordert ein
         differenziertes Verständnis der kapitalistischen Ökonomie und des damit verbundenen
         Begriffs von Arbeit als Ware. In der allgemeinen Volkswirtschaftslehre wird der Kapitalismus
         durch Vertragsfreiheit, die marktvermittelte Vergesellschaftung von Waren sowie funktionierenden
         Wettbewerb charakterisiert (Engelkamp/Sell 2017: 21 ff). Diesem Verständnis nach ist
         der Arbeitsmarkt ein normaler Markt, auf dem ArbeiterInnen auf Grundlage von Vertragsfreiheit
         und Konkurrenz ihre Arbeitskraft für eine bestimmte Zeit einem Produktionsmittelbesitzer
         zu Verfügung stellen. Der Lohn, den ein Kapitalbesitzer für den Einsatz eines Arbeiters
         bereit ist zu zahlen, ergibt sich über Angebot und Nachfrage sowie die Wettbewerbsfähigkeit
         des einzelnen Arbeitnehmers (zur Lohntheorie in der Neoklassik: Schulten 2004: 22 ff).
         Aus dem Eigeninteresse jedes Kapitalbesitzers den eigenen Gewinn zu maximieren, resultiert
         die Steuerung der Marktprozesse und führt – wie durch eine unsichtbare Hand gelenkt
         – zu einer Maximierung des gesamtgesellschaftlichen Wohlstandes (Smith 2013: 371).
         Denn nach Auffassung der neoklassischen Volkswirtschaftslehre tendieren aufgrund der
         »ökonomischen Theorie des Wettbewerbs« alle Güter- und Faktormärkte dazu, Angebot
         und Nachfrage eines Marktes durch die Entwicklung eines Gleichgewichtspreises auszugleichen,
         sodass sich die gesamte Volkswirtschaft einem Gleichgewichtszustand annähert (Engelkamp/Sell
         2017: 24; Ricardo 2006: 76 f.). Krisen dagegen werden als Ausdruck externer Störungen
         bspw. durch staatliche Regulierung verstanden, die die ökonomischen Prozesse aus dem
         Gleichgewicht bringen.
      

      Konträr zu dieser allgemeinen Darstellung hat Karl Marx dargelegt, dass Krisen ein
         wesentliches Charaktermerkmal des Kapitalismus sind, der in seiner grundlegenden Bewegung
         auf 1.) der Konkurrenz der Einzelkapitale und 2.) des Klassenkampfes zwischen Kapital
         und Arbeit basiert.
      

      
         	
            Die Konkurrenz der Einzelkapitale ergibt sich aus dem »unaufhörlichen Streben aller
               Kapitalbesitzer« (Ricardo 2006: 76) nach einer höheren Profitrate, die primär über
               die Abschöpfung des relativen Mehrwerts realisiert wird. Der relative Mehrwert ist
               jener Extra-Mehrwert, den ein Kapitalbesitzer realisieren kann, wenn er die Produktivität
               der Arbeit durch Innovationen des Produktionsprozesses (Technologie, Arbeitsorganisation
               etc.) steigert. Die autonom voneinander produzierenden Kapitalbesitzer beziehen sich
               erst auf dem Markt und vermittelt über die Konkurrenz aufeinander. Sie konstituieren
               ein soziales Verhältnis: das Konkurrenzverhältnis6. Bei »Strafe ihres Untergangs« sind die Einzelkapitale als Urheber spezifischer Strategien
               der Kapitalverwertung permanent gezwungen »die Produktion zu verbessern und ihre Stufenleiter
               auszudehnen« (Marx 1989: 255). So basiert kapitalistische Produktion grundlegend auf
               der Motivation, dass sich das vorgeschossene Kapital in Form der produzierten Ware
               auf dem Markt verwertet. Aus Geld soll am Ende des Verwertungszyklus mehr Geld, d. h.
               die investierte Geldmenge plus Profit stehen. Gelingt es nicht, die produzierte Ware
               mit Profit auf dem Markt zu verwerten – etwa, weil die Produktivität zu gering ist,
               das Produkt auf dem Markt einen zu hohen Preis aufweist oder weil ein Überangebot
               oder eine Nachfrageschwäche besteht – so kommt es zu einer Krise der Kapitalverwertung.
               Treten nicht nur bei wenigen Einzelkapitalen Verwertungsprobleme auf, sondern nehmen
               sie ein gesamtwirtschaftliches Ausmaß an, so kann von Disproportionalitäts-, Unterkonsumtions-
               oder Überakkumulationskrisen gesprochen werden (Sablowski 2003).
            

         

         	
            Die kapitalistische Produktionsweise beruht grundsätzlich auf der privaten Aneignung
               von Mehrwert durch Lohnarbeit. Der Arbeiter, als »Quelle von Wert« (Marx 2008: 208),
               und der Kapitalbesitzer stehen im Prozess der Mehrwertaneignung, vermittelt über den
               Lohn, in einem konfliktiven Verhältnis zueinander: dem Lohnverhältnis. Innerhalb des
               Lohnverhältnisses stellt der freie Lohnarbeiter seine Arbeitskraft zur Verfügung,
               während der Produktionsmittelbesitzer diese für eine bestimmte Zeit in Form einer
               Ware auf dem Arbeitsmarkt einkauft. Der Lohnarbeiter produziert in dieser Zeit Waren,
               die – bei erfolgreicher Akkumulation – von höherem Wert sind, als er in Form seines
               Lohns erhält. Dies stellt sich in der Unterscheidung zwischen Tausch- und Gebrauchswert
               der Ware Arbeitskraft dar. Während der Tauschwert sich nach der durchschnittlichen
               Arbeitszeit bemisst, die für die Herstellung von Waren und Dienstleistungen notwendig
               ist, um die Reproduktion der Ware Arbeitskraft zu gewährleisten, besteht ihr Gebrauchswert
               in der Produktion von Waren. Arbeitet der Lohnarbeiter länger als für seine eigene
               Reproduktion notwendig, entsteht eine Differenz, die als Profit vom Produktionsmittelbesitzer
               angeeignet wird: »Der Konsumtionsprozeß der Arbeitskraft, [ist] zugleich Produktionsprozeß
               der Ware« (ebd.: 209), wobei die Zeit des Konsumtionsprozesses der Arbeitskraft –
               der Arbeitstag – ein wichtiges Element des Profits darstellt. Denn dieser teilt sich
               in »notwendige Arbeit«, in der jener Wert produziert wird, der zur Reproduktion der
               Ware Arbeitskraft notwendig ist, und in »Mehrarbeit«, die vom Produktionsmittelbesitzer
               als Profit abgeschöpft wird (ebd.: 246).
            

         

      

      Die Frage, wie viel Wert als Profit und wie viel als Lohn angeeignet wird, entscheidet
         sich erst im kontinuierlichen Kampf zwischen den Lohnabhängigen und den Produktionsmittelbesitzern
         (Aglietta 2000a: 130 ff). Während dem Kapital die Tendenz inhärent ist, den Lohn unter
         den notwendigen Wert der Reproduktion der Arbeitskraft zu drücken und den Arbeitstag
         über die Schranke der physischen Belastbarkeit zu erweitern, versuchen die Lohnabhängigen
         durch Lohn- und Arbeitszeitkämpfe, die Durchsetzung von sozialer Absicherung und sozialstaatlicher
         Forderungen, betriebliche und überbetriebliche Organisationsprozesse etc. einen möglichst
         hohen Anteil am Profit als Lohn zu erkämpfen. Die widerständigen Praktiken drücken
         die Profitrate des Kapitals und bedrohen seine erfolgreiche Verwertung. Krisen der
         Kapitalakkumulation verweisen daher auch auf die spezifische Konfiguration des Lohnverhältnisses:
      

      
         »Dieser Widerspruch ist dem Lohnverhältnis inhärent. Man kann ihn in einem Satz zusammenfassen:
            Entweder ist der Ausbeutungsgrad zu hoch und es droht eine Überproduktionskrise, oder
            er ist zu niedrig und es droht eine Unterinvestitionskrise.« (Lipietz 1998: 100)
         

      

      Das Lohnverhältnis stellt also einen permanenten Unruheherd dar, der im Produktions-
         und Verwertungszyklus des Kapitals7 eingeschrieben und Ausgangspunkt von Krisen und Zerstörung ist. Das Feld der Arbeit
         ist daher nicht nur Quelle des Reichtums und Ursprung kapitalistischer Vergemeinschaftung,
         sondern zugleich von permanenten Kämpfen und Auseinandersetzungen durchzogen. Daraus
         folgt, dass die (erweiterte) Reproduktion kapitalistischer Produktionsweise immer
         instabil und prekär ist, da sich die mit ihr verbundenen Widersprüche ebenfalls reproduzieren
         (Sablowski 2013: 89). In der konkreten Ausgestaltung des Lohnverhältnisses spiegelt
         sich somit ein Kräfteverhältnis zwischen Klassen und Klassenfraktionen wider.
      

      Der Klassenkampf ist damit der zentrale Bestimmungsfaktor des Lohnverhältnisses, in
         dem sich auch die gesellschaftlichen Klassen herausbilden. Mit Poulantzas (1975: 14)
         können Klassen durch »ihre Stellung in der Gesamtheit der gesellschaftlichen Arbeitsteilung
         [bestimmt werden], die die politischen und ideologischen Verhältnisse einbegreift«,
         d. h. sie können nur in Beziehung zu anderen Klassen relational bestimmt und ihre
         Klassenpraxis als überdeterminiert verstanden werden. Die relationale Klassenbestimmung
         hat zur Folge, dass die verschiedenen Klassen immer im Kampf verstanden werden, auch
         wenn der Kampf nicht offensichtlich oder in organisierter Weise geführt wird (Demirović
         2007: 40). Zugleich kann zwischen struktureller Stellung und gesellschaftlicher Position
         einer Klasse unterschieden werden. Während die strukturelle Klassenstellung sich aus
         den kapitalistischen Produktionsverhältnissen ergibt, bestimmt sich ihre gesellschaftliche
         Position aus der konkreten Situation im Klassenkampf (Poulantzas 1975: 15). Die strukturelle
         Bestimmung der Klassenstellung darf jedoch nicht statisch, sondern eher als träge
         verstanden werden, d. h. sie selbst ist wiederum rückgekoppelt an die stetige Veränderung
         der Klassenpositionen innerhalb der konkreten Klassenauseinandersetzungen (Demirović
         2007: 45). Durch die Kopplung von struktureller Klassenstellung an die konkrete Klassenposition
         können Veränderungen der Produktionsverhältnisse (bspw. die Veränderung der Lohnarbeit),
         die Art der Lebensweise oder die Art der Klassenexistenz mitgedacht werden (Poulantzas
         2002: 154). Klassen unterliegen somit ständigen Veränderungsprozessen durch die von
         ihnen geführten Kämpfe, wodurch sie nur empirisch in der jeweiligen Konjunktur des
         Klassenkampfes bestimmt werden können (Demirović 2021). Zugleich sind Klassen nicht
         einheitlich, sondern teilweise hochgradig durch Widersprüche fraktioniert und gespalten.
         Für die Kapitalistenklassen stellen sich die Fraktionierungen als »aggregates of capitalist interests which crystallize around a particular function
            in the process of capital accumulation« (Overbeek/van der Pijl 1993: 3) dar. Die Klassenauseinandersetzungen selbst sind
         durch unterschiedliche Taktiken und Strategien geprägt. So gehört es zu den Strategien
         des Kapitals, den Produktionsprozess permanent zu reorganisieren, um die Beschäftigten
         zu fragmentieren und zu spalten, sowie darin, über internationale Kapitalmobilität
         und Standortverlagerungen dem nationalen Kräfteverhältnis zu entfliehen (Huke 2017:
         34; Silver 2003). Insbesondere letztere Strategie ist jenen Kapitalfraktionen möglich,
         die über einen internationalen Akkumulationshorizont verfügen.
      

      
         3.3Arbeit und Regulation

      

      Die permanenten Auseinandersetzungen zwischen Klassen und Klassenfraktionen machen
         die kapitalistische Akkumulation dynamisch und setzen sie einem ständigen Veränderungsdruck
         aus. Damit ist der Prozess kapitalistischer Akkumulation fragil und permanent durch
         eine strukturelle Krisenhaftigkeit bedroht. Um jedoch eine gewisse Stabilität garantieren
         zu können, bildeten sich in der Vergangenheit gesellschaftliche Institutionen heraus,
         die eine Regulation der strukturellen Widersprüche des Kapitalismus gewährleisten.
         Unter Regulation wird die Einbettung, Beschränkung und Institutionalisierung der selbstzerstörerischen
         Dynamik des Kapitalismus in gesellschaftliche(n) Strukturen verstanden (Aglietta 2000b:
         20; 27). Der Begriff der Regulation umfasst nicht nur die staatlich-politische Regulierung,
         sondern die Gesamtheit des gesellschaftlichen Handelns, das so ausgerichtet wird,
         dass es mit der erweiterten Reproduktion des Kapitals vereinbar bleibt (Sablowski
         2013: 88).
      

      Regulation beschreibt demnach einen Prozess gesellschaftlicher Selbstkonstitution ohne steuerndes
         Subjekt, der umkämpft und durch Strategien und Taktiken sozialer Akteure und gesellschaftlicher
         Klassen geprägt ist, sich zugleich jedoch nicht vollständig darin erschöpft (Bieling
         2000a: 204). Die jeweilige historisch-konkrete Regulationsweise des kapitalistischen
         Akkumulationsprozesses ist Ausdruck einer Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse.
         Insofern umfasst die Regulation des Kapitalismus sowohl rechtlich-politische, ideologische
         sowie ökonomische Dimensionen und bildet ein »emergentes Ensemble von Normen, Institutionen,
         Organisationsformen, sozialen Netzwerken und Verhaltensmustern« (Jessop 1992: 238),
         innerhalb derer sich der Prozess der sozioökonomischen Regulation vollzieht (Bieling/Deppe 1996a: 484).
      

      Die historisch-spezifische Regulationsweise bildet die Gesamtheit der strukturellen bzw. institutionellen Regulationsformen, die sich an den zentralen Widersprüchen der kapitalistischen Akkumulation herausbilden
         (Lipietz 1985: 115). Sie sind das geronnene Resultat sozialer Praktiken und Auseinandersetzungen,
         womit die Strukturen und Institutionen einer spezifischen Regulationsweise als Ausdruck
         eines historisch-kontingenten Kompromisses zwischen den sozialen Kräften zu verstehen
         sind (Lipietz 1987b: 21). Die institutionellen Formen umfassen alle gesellschaftlichen
         Bereiche; moderieren, kanalisierten und vermitteln sich doch durch und in ihnen die
         strukturellen Widersprüche kapitalistischer Akkumulation. Durch ihren konfliktiven
         Charakter bleiben institutionelle Regulationsformen in ihrer historisch-spezifischen
         Ausgestaltung mittelfristig immer umkämpft und damit instabil und prekär.
      

      Becker (2007: 150 ff.) schlägt insgesamt vier strukturelle Formen der Regulation vor,
         die er von den zentralen Widersprüchen der kapitalistischen Produktionsweise ableitet.
         Neben der Regulation des Konkurrenzverhältnisses sowie der monetären und ökologischen
         Restriktion betont er die zentrale Bedeutung des Lohnverhältnisses für das Gelingen
         kapitalistischer Akkumulation8. Mit Hübner (1990: 147) kann die Regulation des Lohnverhältnisses verstanden werden
         als »Form der Bedingungen, unter denen die Arbeitskraft im kapitalistisch organisierten
         Arbeitsprozess verwendet und reproduziert wird«. Der Begriff der Regulation des Lohnverhältnisses
         umfasst daher Arbeitszeitregelungen, die Form des Lohns (bspw. Leistungslohn etc.)
         und der Lohnfindung (Ebenen der Tarifverhandlungen, Garantie der Tarifpartnerschaft
         etc.), die Art der sozialen Absicherung (Arbeitslosenversicherung etc.) aber auch
         Familienbeziehungen, Schule, Lebensstile und die Herausbildung gesellschaftlicher
         Konsumnormen (Becker 2007: 150). Damit berührt die Regulation des Lohnverhältnisses
         jene Politiken, die von Burawoy (1985) als »politics in production« und »politics of production« unterschieden wurden. Ohne die Ausführungen aus Kapitel 1.1 zu wiederholen, muss
         betont werden, dass hier die theoretischen Überschneidungen zwischen der Regulation
         des Lohnverhältnisses und der Arbeitspolitik deutlich hervortreten. Das enge Verständnis
         von Arbeitspolitik, wie es in der Einleitung skizziert wurde, wird von der Definition
         der Regulation des Lohnverhältnisses umfasst, geht jedoch zugleich darüber hinaus.
      

      Die verschiedenen Institutionen und Regulationsformen des Lohnverhältnisses konstituieren
         in ihrem Zusammenwirken ein Lohnregime, das als verfestigtes Ergebnis von Klassenkämpfen in einen ideologischen Rahmen eingebettet
         und durch eine spezifische Handlungslogik geprägt ist (Heine u.a. 2006: 18; Altvater/Mahnkopf
         1993: 35). Ein Lohnregime bezeichnet die Gesamtheit aller Regelungs- und Regulierungspraxen,
         -institutionen, -logiken und -prozesse des Lohnverhältnisses innerhalb eines Akkumulationsregimes.
         Das Ziel der Regulation des Lohnverhältnisses ist die Kontrolle und Disziplinierung
         der Arbeitskraft zur Gewährleistung einer stabilen Kapitalakkumulation (Becker 2007:
         150).
      

      Zur konkreten Bestimmung der Regulation des Lohnverhältnisses skizziert Hübner (1990:
         161) zwei Idealtypen: Die kompetitive und die monopolistische Form der Regulation (vgl. Tabelle 1). In der kompetitiven Form ist die Lohnbildung den Marktkräften unterworfen, das Lohnverhältnis kaum sichtbar
         und kollektiv durchgesetzt. Arbeitsverträge und Lohnverhandlungen sind individualisiert
         und Gewerkschaften werden nicht als kollektive Vertretungen der Lohnabhängigen anerkannt.
         Der Arbeitsmarkt ist nicht reguliert und von der ökonomischen Konjunktur abhängig.
         Soziale Absicherungen existieren nicht. Dagegen ist der Idealtypus einer monopolistischen
         Regulation durch eine hohe Regulierung und starke, anerkannte Gewerkschaften geprägt.
         Das Lohnverhältnis ist hier vollständig durchgesetzt und die Lohnbildung unterliegt
         nur partiell den Marktkräften. Arbeitsverträge und Lohnbildung sind in ein Tarifvertragssystem
         eingebettet und die Lohnabhängigen durch starke soziale Sicherungssysteme geschützt.
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         Tabelle 1: Kompetitive und monopolistische Regulation des Lohnverhältnisses 

         
            Quelle: Hübner (1990: 161), eigene Darstellung.

         

      

      Die spezifische Regulation des Lohnverhältnisses ist an die historische Artikulation
         von Produktion und Konsumtion, d. h., an die spezifische Form eines Akkumulationsregimes, rückgebunden (Hübner 1990: 147; Lipietz 1985: 118). Der Begriff des Akkumulationsregimes
         ist der Regulationsweise komplementär gegenübergestellt und beschreibt die historisch-spezifische
         »makroökonomische Reproduktionsstruktur einer kapitalistischen Gesellschaftsformation«
         (Ziltener 1999: 46).
      

      Becker (2013: 37) typisiert die verschiedenen Akkumulationsregime anhand von drei
         Unterscheidungsachsen. Grundlegend können diese in der Frage differenziert werden,
         wo Kapitalanlagen erfolgen. Wird Kapital hauptsächlich in der produktiven Sphäre angelegt,
         so spricht die Regulationstheorie von einer produktiven Akkumulation. Findet die Kapitalanlage primär im finanziellen Sektor statt, dann wird von einer
         finanziarisierten Akkumulation gesprochen. Eine zweite Unterscheidungsachse wird zwischen dominant extensiver und intensiver Akkumulation gezogen (Aglietta 2000a: 71). Diese Unterscheidungsachse verweist auf die Produktion
         des relativen Mehrwerts (Marx 1990: 229 f.). Während dominant extensive Akkumulationsregime
         sich durch eine Addition von Produktionskapazitäten auszeichnen, um damit eine Steigerung
         des relativen Mehrwerts zu erreichen, sind dominant intensive Akkumulationsregime
         durch eine »parallele Transformation des Arbeitsprozesses […] und der Lebensweise
         der LohnempfängerInnen […]« (Sablowski 2013: 89) gekennzeichnet (Aglietta 2000a: 71 f.).
         Die dritte Unterscheidung bezieht sich auf die Außen- oder Binnenzentrierung eines
         Akkumulationsregimes. Ein intravertiertes Akkumulationsmodell ist stärker binnenorientiert und weniger stark in die Weltwirtschaft eingebunden,
         während ein extravertiertes Akkumulationsmodell eine stärkere Exportorientierung und Einbindung in den Weltmarkt aufweist (Becker
         2013: 39).
      

      Für alle drei Unterscheidungen ist die spezifische Regulation des Lohnverhältnisses
         zentral. So ist die kompetitive Form der Regulation integraler Bestandteil eines dominant extensiven Akkumulationsregimes, während die Regulation des Lohnverhältnisses in intensiven Akkumulationsregimen darauf ausgelegt ist, durch wohlfahrtsstaatliche Regulierungen
         und die Beteiligung der Lohnabhängigen an den Produktionszuwächsen einen »cercle vertueux croissance-productivité« (Mazier u.a. 1993: 7) in Gang zu setzen. Eine ähnliche Funktion nimmt das Lohnverhältnis
         für die Unterscheidungsachse zwischen extravertierten und intravertierten Akkumulationsregimen ein: So werden in extravertierten Akkumulationsregimen die Aspekte von Disziplinierung und Kostensenkung deutlich stärker
         gewichtet, während in intravertierten Akkumulationsregimen der Aspekt der Nachfragestabilisierung im Vordergrund der Regulation
         des Lohnverhältnisses steht (Becker 2007: 151). Auch hier ist die Unterscheidung zwischen
         monopolistischer und kompetitiver Regulation wirkmächtig. Die konkrete Herausbildung eines Akkumulationsregimes ist
         somit grundlegend mit einem spezifischen Lohnregime innerhalb einer konkreten Regulationsweise
         verbunden (Bieling 2012c: 59).
      

      Verschiedene Autoren betonen jedoch, dass Akkumulationsregime, Regulationsweise und
         Lohnregime in einem Artikulationsverhältnis zueinanderstehen, d. h. in einem Verhältnis
         der »Verknüpfung komplexer und relativ selbstständiger Handlungs- und Praxiszusammenhänge«
         (Hirsch 2005: 90; Lipietz 1991: 679). Wie Bieling/Deppe (1996b: 48) hervorheben, ist
         die spezifische Regulationsweise und damit auch das konkrete Lohnregime weder aus
         den
      

      
         »Erfordernissen des Akkumulationsprozesses funktional ableitbar noch eine vollkommen
            kontingente historische Fundsache, sondern Resultat politisch-ideologischer Auseinandersetzungen
            und Kompromisse, die innerhalb der kapitalistischen Vergesellschaftung deren strukturellen
            Gesetzmäßigkeiten unterworfen bleiben«.
         

      

      Damit wird auf eine den Strukturen vorgelagerte Ebene sozialer Kämpfe und Auseinandersetzungen
         verwiesen und der konfliktive Charakter gesellschaftlicher Entwicklung betont. Die
         Konstitution und Formierung von Allianzen, Netzwerken und Koalitionen sowie die Auseinandersetzungen
         um die Ausgestaltung der Regulationsprozesse findet – in Anlehnung an die Überlegungen
         Antonio Gramscis (2012) – in den Arenen der Zivilgesellschaft statt (Lipietz 1991:
         678). Entgegen der liberalen Konzeption der Zivilgesellschaft als herrschaftsfreiem
         Raum (Habermas 1992: 435) wird die Zivilgesellschaft als komplementär zum Staat im
         engeren Sinne verstanden, die selbst von sozialen Kämpfen und damit von Macht und
         Herrschaft durchzogen ist (Gramsci 2012: 783). Daher spricht Gramsci (2012: 786) vom
         »integralen Staat«, um den konstitutiven Zusammenhang zwischen »politischer Gesellschaft
         + ziviler Gesellschaft« zu verdeutlichen. Die Zivilgesellschaft stellt daher jene
         Vermittlungsinstanz zwischen Regulationsweise und Akkumulationsregime, bzw. zwischen
         der ökonomischen und der politisch-juristischen Dimension kapitalistischer Vergesellschaftung
         dar, auf der sich ein hegemonial strukturierter historischer Block herausbilden kann
         (Bieling 2012b: 131). Die Regulationstheorie spricht von einem historischen Block
         bzw. einem »ökonomisch-sozialen Entwicklungsmodell« (Lipietz 1991: 679), wenn sich
         das Akkumulationsregime und die Regulationsweise als eine relativ kohärente, stabile
         und dynamische Konstellation zueinander artikulieren.
      

      Innerhalb des historischen Blocks übernehmen jene Kräfte die Führung, deren Interessen
         und Strategien eng mit dem Akkumulationsregime und der Regulationsweise verknüpft
         sind und sie in ihrem Sinne gestalten. Sie bilden eine hegemoniale Konstellation bzw.
         einen Block an der Macht, d. h. eine Konfiguration sozialer und politischer Kräfte,
         die bzw. der den historischen Block fortwährend stabilisiert und machtstrategisch
         reproduziert (Holman/van der Pijl 1996: 57 Fn 3). Um das zu gewährleisten, müssen
         die führenden Kräfte die hegemoniale Konstellation immer wieder erneuern und die beherrschten
         Gruppen entweder konsensual in die Herrschaftsstruktur einbinden oder sie auf Abstand
         halten. Dies geschieht durch materielle und symbolische Zugeständnisse, die herrschaftsförmige
         Strukturierung des öffentlichen Diskurses und der Desartikulation und Neutralisierung
         gegenhegemonialer Vorschläge oder durch die Ausübung von Zwang und Gewalt (Gramsci
         2012: 783).
      

      
         »Wir verstehen ein stabiles System von Herrschaftsverhältnissen. Bündnissen und Zugeständnissen
            zwischen unterschiedlichen (herrschenden wie untergeordneten) gesellschaftlichen Gruppen
            als einen sozialen Block und ein sozialer Block ist hegemonial, wenn er durchsetzen
            kann, daß sein Dispositiv als mit dem Interesse der gesamten Nation übereinstimmend
            anerkannt wird. In einem hegemonialen Block muß derjenige Teil der Nation, dessen
            Interessen überhaupt keine Berücksichtigung finden sehr minoritär sein.« (Lipietz
            1991: 678)
         

      

      Diese Form des strategischen Handelns wird von Gramsci (2012: 783) als hegemonial
         bezeichnet, da es auf dem komplexen Wechselspiel von Konsens und Zwang beruht. Verschiedene
         Autoren haben jedoch mit Blick auf die Entwicklungen im Finanzmarktkapitalismus auf
         die zunehmend prekärer werdende konsensuale Komponente kapitalistischer Herrschaft
         hingewiesen und Begriffe wie »fragmentierte Hegemonie« (Martin/Wissel 2015), »minimale
         Hegemonie« (Bieling 2011b: 246) oder »Herrschaft durch Kontingenz« (Demirović 2001)
         vorgeschlagen.
      

      Wie aber entsteht ein historischer Block bzw. wie bildet sich eine hegemoniale Konstellation
         in der Zivilgesellschaft heraus, die ein ökonomisch-soziales Entwicklungsmodell tragen
         und reproduzieren kann? Die Frage der strategischen Orientierung ist insbesondere
         für die vorliegende Untersuchung zentral, können Hegemoniekämpfe – wie Scherrer (2007:
         82) betont – nicht nur auf die strukturelle Absicherung von Entwicklungsmodellen bezogen,
         sondern auch für die Machtanalyse in einzelnen Politikfeldern wie der europäischen
         Arbeitspolitik fruchtbar gemacht werden. Damit könnten Verschiebungen in der Regulation
         des Lohnverhältnisses auf konkrete Hegemoniekämpfe zurückgeführt und im Kontext von
         übergreifenden Akkumulationsstrategien interpretiert werden.
      

      Für Bieling/Steinhilber (2000: 105 f.) begründen die konkurrierenden Strategien sozialer
         Akteure neben dem historischen Block und der hegemonialen Konstellation eine dritte
         Reproduktionsebene, auf der sie sich in Form politischer Projekte artikulieren (Bieling
         u.a. 2014: 235). Grob formuliert vereinen politische Projekte jene Praktiken, mit
         denen die sozialen Kräfte und politischen Akteure versuchen, ihre partikularen Interessen
         zu universalisieren. Politische Projekte und die spezifische Form ihrer Artikulation
         sind somit der handlungstheoretische Ausdruck jenes politischen Moments,
      

      
         »in dem die zuvor aufgekeimten Ideologien in Kontakt kommen und in Kontrast treten,
            bis eine einzige von ihnen, oder zumindest eine einzige Kombination derselben, dazu
            tendiert, das Übergewicht zu erlangen, sich durchzusetzen, sich über das gesamte Gebiet
            zu verbreiten, über die ökonomische und politische Einheit hinaus auch die intellektuelle
            und moralische Einheit zu determinieren, auf einer nicht korporativen, sondern universellen
            Ebene der Hegemonie einer gesellschaftlichen Hauptgruppierung über die untergeordneten
            Gruppierungen.« (Gramsci 2012: 496)
         

      

      Nun ist der Projektbegriff in der neogramscianischen (Internationalen) Politischen Ökonomie weitverbreitet und findet teils unterschiedliche Verwendung (vgl. Kannankulam/Georgi
         2012: 20 ff.). Um sowohl eine großflächige Clusterung von Akteurskonstellationen zu
         vermeiden (Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa 2014) als auch zugleich die Dynamik
         konkreter gesellschaftlicher Konflikte nicht zu übersehen (van Apeldoorn 2002: 78 ff.),
         werden politische Projekte im Folgenden als ein Ensemble konkreter Initiativen gefasst,
         die »sich selbst als eine unvermeidliche, besser noch: nahe liegende und überzeugende
         Antwort auf drängende gesellschaftliche Krisen oder Probleme präsentieren« (Bieling/Steinhilber
         2000: 106). Demnach kann davon ausgegangen werden, dass sich auf dem Politikfeld der
         europäischen Arbeitspolitik verschiedene soziale Akteure mit konkurrierenden Strategien
         und Interessen bewegen. Die auf das Feld der europäischen Arbeitspolitik bezogenen
         Initiativen müssen als Teile eines größeren politischen Projektes verstanden werden,
         das alle Formen einer Regulationsweise und eines Akkumulationsregimes ansprechen.
      

      [image: ]Abbildung 1: Vereinfachte Darstellung der Reproduktionsebenen.

         Quelle: Bieling/Steinhilber (2000), eigene Darstellung.

      

      Bob Jessop (2013: 208) unterscheidet dafür drei Handlungsstrategien. So muss ein erfolgreiches
         politisches Projekt über eine Akkumulationsstrategie verfügen, d. h. über eine kohärente
         Strategie, die konkurrierende Interessen temporär vereint. Zudem bedarf es eines Staatsprojektes,
         das eine relative Einheit der Staatsapparate garantiert, und einer gesellschaftlichen
         Integralstrategie9, die den Widerspruch zwischen partikularen Einzelinteressen und dem gesamtgesellschaftlichen
         Interesse zumindest temporär durch verschiedene politische, moralische und diskursive
         Praktiken aufhebt. Folgt man Bieling/Steinhilber (2000: 107) geht es um die diskursive
         Verknüpfung mit alltäglichen Diskursen und die Aktivierung emotionaler Gefühle, d. h.
         um die Etablierung eines leeren Signifikanten und einer möglichst starken Äquivalenzkette
         (Marchart 2014: 85 ff.). So wurde bspw. bereits vor der Krise von verschiedenen sozialen
         Kräften darauf gedrängt, die nationalen Arbeitsbeziehungen und Arbeitsmarktpolitiken
         mit einem Wettbewerbsfähigkeitsdiskurs zu verbinden, der das Problem der Massenarbeitslosigkeit
         anspricht und dadurch ein gesellschaftliches Allgemeininteresse imaginiert: Die Äquivalenzkette
         »Arbeitsreformen, Wettbewerbsfähigkeit, Exportweltmeister und niedrige Arbeitslosenquote«
         sind bspw. fest im deutschen Mediendiskurs verankert. Mit anderen Worten muss ein
         politisches Projekt, will es wirkmächtig werden, die Ebenen der Akkumulation und der
         Regulation ansprechen und verallgemeinerbare Lösungen präsentieren.
      

      Bieling/Steinhilber (2000: 108) unterscheiden zudem drei Diskursdimensionen, in denen
         politische Projekte verhandelt werden: 1.) der Eliten- oder koordinierende Diskurs, der innerhalb der formellen und informellen Foren geführt wird und zur Koordination
         und Verständigung zwischen den herrschenden politischen Akteuren und Expertengemeinschaften
         dient; 2.) der Medien- oder kommunikative Diskurs, der durch die kommunikativen Praktiken meinungsbildender organischer Intellektueller
         (wie z. B. Lehrer, Fernsehmoderatoren, Parteifunktionären, Journalisten etc.), den
         sogenannten »second hand dealers in ideas« (Hayek 1949: 417), geprägt wird. Diese übersetzen die Deutungsangebote und spezifischen
         Interpretationen gesellschaftlicher Probleme in praktikable politische Initiativen
         wie Gesetze, Petitionen etc. und versuchen, dafür gesellschaftliche Zustimmung zu
         organisieren; 3.) der Alltagsdiskurs, der aufgrund der gegebenen »materiellen, sozialen und kulturellen Lebens- und Arbeitsbedingungen
         oft sehr disparat und widersprüchlich« (Bieling/Steinhilber 2000: 108) erscheint,
         jedoch über verschiedene Prozesse und Formen politischen Protests, wie Wahlenthaltungen,
         Demonstrationen, ziviler Ungehorsam, Meinungsumfragen etc., auf die anderen Ebenen
         zurückwirken kann. Bieling u.a. (2014: 236) weisen darauf hin, dass Krisen, materielle
         Notlagen, Enttäuschungen oder soziale, politische oder imaginierte Unsicherheiten
         und Bedrohungen dazu beitragen können, tradierte Sichtweisen des Alltagsverstandes
         zu erschüttern und abzulösen, was sich wiederum in der Entwicklung von Protestzyklen
         ausdrücken kann. Eine derartige Erschütterung alltäglicher Überzeugungen und Praktiken
         eröffnet in den anderen beiden Diskursdimensionen Möglichkeitsfenster für die Entwicklung
         und langfristige Etablierung alternativer politischer Projekte. Es wird Jedoch erst
         in den konkreten historischen Auseinandersetzungen deutlich, ob und in welchem Maße
         ein politisches Projekt sich zu einem hegemonialen Projekt entwickeln kann. Insgesamt
         haben politische Projekte eine größere Wirksamkeit, wenn sie sich auf materiell einflussreiche
         Kräftekonstellationen oder auf umfassende und feste Allianzen subalterner Akteure
         stützen können (ebd.: 236).
      

      Für die vorliegende Arbeit hat ein solches theoretisches Verständnis von Arbeit, Hegemonie
         und Regulation den Vorteil, dass es die Wandlungsprozesse in der europäischen Arbeitspolitik
         als Resultat konkurrierender politisch-ideologischer Strategien und materieller Interessen,
         d. h. politischer Initiativen sozialer Akteure, fasst und sie zugleich nicht isoliert
         betrachtet, sondern vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Reproduktion. Sie beleuchten
         die zentrale Rolle der Arbeitspolitik für die konkrete Form und Dynamik kapitalistischer
         Akkumulation und machen sichtbar, dass das Lohnverhältnis an ein komplexes System
         institutioneller Regulationsformen rückgebunden ist und von diesen strukturiert wird.
         Die politischen Initiativen auf dem Feld europäischer Arbeitspolitik müssen also in
         umfassendere politische Projekte eingebettet verstanden werden, die sich in der Krise
         »als Lösung von drängenden sozialen, ökonomischen und politischen Problemen« (Bieling/Steinhilber
         2000: 106) präsentiert haben. Zugleich wird es möglich, die Frage, wie, wann und von
         welchen Akteuren politische Initiativen in der europäischen Arbeitspolitik lanciert
         wurden, empirisch zu untersuchen. Dafür wird es notwendig sein, in der folgenden Analyse
         die drei Diskursräume auf europäischer Ebene näher zu beleuchten und die darin agierenden
         Akteure samt ihrer Strategien im Untersuchungszeitraum zwischen 2009 und 2017 zu bestimmen.
      

      
         3.4Arbeit und Staat 

      

      Das in der Einleitung skizzierte enge Verständnis von Arbeitspolitik verweist auf
         die besondere Rolle des Staates in der Regulation des Lohnverhältnisses. Nach Lipietz
         (1985: 112 f.) ist der Staat jene Souveränität, die das Lohnverhältnis kodifiziert
         sowie die institutionellen Formen und Netze seiner Regulation entwickelt und absichert.
         Zugleich stellt er die zentrale Instanz dar, die u. a. über die staatliche Arbeitsmarktpolitik
         oder die Anerkennung von Gewerkschaften und Tarifverträgen in das Lohnverhältnis eingreift,
         es institutionell begründet, reguliert und ihm damit eine spezifische Form gibt (Aglietta
         2000a: 32). Der Staat nimmt somit eine entscheidende Rolle in der Sicherung und Reproduktion
         des Lohnverhältnisses ein, indem er die existierenden ökonomischen Kämpfe politisch
         strukturiert, prozessiert und in ein institutionelles Ensemble überführt (Müller/Neusüß
         1971). Er tritt sowohl in seiner Funktion als Schutzmacht des Eigentums, als Regulator
         des Arbeitsmarktes als auch als Absicherung institutioneller, korporativer Verhandlungsforen
         auf.
      

      Diese ersten Überlegungen zur Rolle des Staates in der Arbeitspolitik verweisen auf
         sein allgemeines politisches Wesen, das zwar eine von der Ökonomie getrennte Form
         annimmt, jedoch zugleich konstitutiv mit ihr verwoben ist. Diese Widersprüchlichkeit
         ergibt sich aus der Gleichursprünglichkeit des bürgerlichen Staates und der kapitalistischen
         Produktionsweise, ist doch – wie John Kannankulam (2008: 48) argumentiert – ein von
         der kapitalistischen Akkumulation formal getrennter, relativ autonomer Staat die notwendige
         Bedingung für den kapitalistischen Warenaustausch. Der Staat ist daher nicht vorkonstruiert
         oder der Ökonomie vorgelagert, sondern erst in und durch die Trennung von Politik
         und Ökonomie konstituieren sich die kapitalistischen Produktionsverhältnisse und mit
         ihr die politische Sphäre und ihre Institutionalisierung im Staat (Demirović 2017:
         54). Diese konstitutive Kausalität zwischen Trennung und Verbindung von Politik und
         Ökonomie lässt den Staat als ein spezifisches kapitalistisches Verhältnis begreifen,
         das in den kapitalistischen Produktionsverhältnissen verwurzelt und von diesen beeinflusst
         ist (Poulantzas 2002: 42). Die relative Autonomie des Staates ist dadurch als Resultat
         von Kämpfen sozialer Kräfte zu verstehen, die den spezifischen Klasseninteressen dem
         Staat gegenüber eine »eigene Dichte und Widerstandskraft« (Poulantzas 2002: 162) verleihen.
         Veränderungen im Kräfteverhältnis übertragen sich somit nicht sofort und unmittelbar
         in die Struktur des Staates, sondern vielmehr phasenverschoben, was bedeutet, dass
         sie sich in »gebrochener und differenzierter, den Apparaten entsprechender Form« (ebd.:
         162) materialisieren. Zugleich bleibt die Existenz und Reproduktion der relativen
         Autonomie des Staates durch seine Rückbindung an gesellschaftliche Kräfteverhältnisse
         grundsätzlich prekär und kann regional sehr unterschiedlich zum Ausdruck kommen (Hirsch/Kannankulam
         2009: 185).
      

      Mit anderen Worten und auf einer niedrigeren Abstraktionsstufe kann der Staat als
         »materielle Verdichtung von Kräfteverhältnissen zwischen Klassen und Klassenfraktionen«
         (Poulantzas 2002: 159) verstanden werden. Damit stellt er den »Kristallisationspunkt
         eines jeweils spezifischen Kräfteverhältnisses« (Poulantzas 1977: 134) oder – wie
         Huke (2017: 40) es zusammenfasst – eine »historische Sedimentierung gesellschaftlicher
         Auseinandersetzungen« dar. Damit ist der Staat kein monolithischer Block oder eine
         Blackbox, sondern durch soziale und ökonomische Widersprüche konstituiert und von
         ihnen durchzogen. Die Widersprüche spalten den Staat in verschiedene Apparaturen,
         Zweige, Institutionen, Teilbereiche etc., die »zumeist Sitz der Macht und spezielle
         Vertretung irgendeiner Fraktion im Block an der Macht oder eines konflikthaften Bündnisses
         dieser Fraktion gegen andere« (Poulantzas 2002: 164) sind. Damit können die einzelnen
         Staatsapparate von bestimmten sozialen Kräften und ihren Interessen dominiert werden
         und eine spezifische strategische Selektivität herausbilden. Der Staat ist somit als
         ein Ensemble aus Apparaten zu verstehen, in dem sich das Kräfteverhältnis zwischen
         den sozialen Kräften der hegemonialen Konstellation bzw. im Machtblock verdichtet
         und sich in spezifischer Weise in ihre Struktur, Organisation und Politik einschreibt
         sowie die Hierarchie zwischen ihnen bestimmt (Jessop 1999: 51). Dadurch werden gesellschaftliche
         Konflikte auf die Ebene der Apparate verlagert, womit die im Staat eingelassenen sozialen
         und ökonomischen Widersprüche die Form von Konflikten zwischen Staatsapparaten annehmen
         (Hirsch 2005: 37).
      

      Staatliche Politik ist demnach das kontingente Ergebnis »innerstaatlicher Widersprüche
         zwischen den staatlichen Zweigen und Apparaten aber auch der Widersprüche innerhalb
         der Zweige und Apparate selber« (Poulantzas 2002: 165). Sie ist primär Ausdruck der
         jeweiligen Präsenz einzelner Fraktionen des Machtblocks, die nur in jenem Maße an
         der Politik des Staates partizipieren, wie sie selbst innerhalb der Staatsapparate
         präsent sind. Daher ist auch das Verhältnis der jeweiligen Staatsapparate zueinander
         als hierarchisches Machtverhältnis zu verstehen, in dessen Zentrum ein dominanter
         Staatsapparat steht, der durch die hegemoniale Fraktion im Block an der Macht repräsentiert
         wird (ebd.: 169). Staatliche Politik muss daher stets chaotisch, inkohärent und kurzfristig
         erscheinen. Ist sie doch das Ergebnis eines komplexen Aushandlungsprozesses in einem
         Geflecht von sich durchkreuzenden, dezentralen und zum Teil antagonistischen Beziehungen
         der einzelnen Staatsapparate zueinander und somit Ausdruck eines innerstaatlichen
         Kräfteverhältnisses (ebd.: 166).
      

      Folgt man den staatstheoretischen Ausführungen, so lassen sich die anfangs geäußerten
         Überlegungen zur staatlichen Arbeitspolitik präzisieren. Demnach kann staatliche Arbeitspolitik
         als das geronnene und sedimentierte Resultat gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse
         verstanden werden, mit dem sowohl die strategische Ausrichtung als auch die spezifischen
         arbeitspolitischen Instrumente und Institutionen mit spezifischen Interessen sozialer
         Akteure verbunden sind. Der Staat ist immer im Lohnverhältnis präsent, indem er nicht
         zuletzt durch den Schutz des Eigentums seine elementaren Grundlagen aufrechterhält
         (Blanke u.a. 1974: 75). Staatliche Arbeitspolitik zielt primär auf die Regulation
         des Lohnverhältnisses und die damit verbundenen Organisationen, Apparate und Institutionen
         ab und stellt damit eine wichtige Säule desselben dar. Innerhalb des Staates haben
         sich als Sediment historischer Auseinandersetzungen sozialer Kräfte teils mächtige
         Apparate und Institutionen herausgebildet, in und zwischen denen die staatliche Arbeitspolitik
         verhandelt und ausgearbeitet wird. Zugleich weisen die arbeitspolitischen Regulationsformen
         Überschneidungen mit anderen Formen, etwa der Regulation des Konkurrenz- oder des
         Geldverhältnisses, auf. So wurde im Untersuchungszeitraum die Frage der Geldwertstabilität
         grundlegend mit jener der Lohnentwicklung ebenso wie mit der Frage preislicher Wettbewerbsfähigkeit
         verknüpft. Staatliche Arbeitspolitik kann also nicht unabhängig oder losgelöst von
         staatlichen Strategien in der Wirtschaftspolitik betrachtet werden, sondern umfasst
         vielmehr Teilbereiche staatlicher Wirtschaftspolitik.
      

      Was staatliche Arbeitspolitik konkret umfasst, hat Altvater (1976: 48 f.) anhand von
         drei Einflussmöglichkeiten skizziert: Die erste Möglichkeit besteht in der staatlichen
         Setzung eines rechtlichen und institutionellen Rahmens. Darunter fallen etwa das System
         des Tarifrechts, Regelungen zum Arbeits- und Kündigungsschutz, zum Mindestlohn, zur
         Anerkennung von Gewerkschaften, zur Regulierung der Industriellen Beziehungen durch
         Regelungen wie bspw. dem deutschen Mitbestimmungsgesetz oder dem Tarifeinheitsgesetz.
         Die zweite Möglichkeit staatlicher Arbeitspolitik besteht über das Medium Geld, etwa
         durch die Ausweitung der Arbeitslosenversicherung oder Regelungen und Unterstützungsleistungen
         bei Kurzarbeit. Drittens stellt der Staat selbst ein mächtiges Beschäftigungssystem
         dar. So ist der Staat zum einen durch die Rekrutierung seines Personals selbst ein
         Nachfrageakteur auf dem Arbeitsmarkt, zum anderen hat seine Lohnpolitik eine Orientierungsfunktion
         für private Kapitalakteure.
      

      Wie und ob die drei Möglichkeitsformen staatlicher Arbeitspolitik ausgeschöpft werden,
         ist zwar durch die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse bestimmt und begrenzt, aber
         auch nicht unabhängig von den bestehenden Strukturen kapitalistischer Akkumulation
         und Regulation. Durch die besondere Bedeutung des Lohnregimes für die Herausbildung
         eines Akkumulationsregimes ist die Arbeitspolitik nicht nur besonders stark umkämpft,
         sondern weist zudem ein spezifisches »Beharrungsvermögen« gegenüber Veränderungen
         und Einflüssen auf. Arbeitspolitische Organisationen, Institutionen, Normen und Prinzipien
         sind nicht selten mit hegemonialen oder ehemaligen Akkumulationsstrategien sozialer
         Kräfte verbunden, weshalb sie nicht selten eine historische Pfadabhängigkeit aufweisen
         (Heine u.a. 2006: 32 ff.).
      

      Diese historisch und regional spezifischen Pfadabhängigkeiten sind Ausdruck einer
         Materialität und Logik staatlicher Apparate, die es erlauben, bestimmte Akteure, Ideen
         und Diskurse gegenüber anderen zu privilegieren und für die Politikformulierung stärker
         zu gewichten. So besitzen staatliche Apparaturen, trotz ihrer relativen Autonomie
         gegenüber den sozialen Kräften, Mechanismen struktureller bzw. strategischer Selektivität
         (Poulantzas 2002: 165 f; Jessop 2013: 317). Diese drücken sich in den Apparaturen
         in Prozessen systematischer Nichtentscheidung oder der Prioritätendetermination sowie
         Auswahlmechanismen oder Ausführungsmodalitäten etc. aus, durch die die Politik der
         Staatsapparate charakterisiert wird (Poulantzas 2002: 165; Jessop 2013: 256). Die
         spezifischen Selektivitätsstrategien folgen keiner funktionalen Logik, sondern sind
         in ihrer konkreten Ausformung als geronnenes Ergebnis sozialer Auseinandersetzungen
         zu betrachten. Dadurch bleiben sie stets prekär und veränderbar und müssen fortwährend
         reproduziert und erneuert werden. Die Stabilität strategischer Selektionsmuster unterscheidet
         sich daher je nach Apparat. So ermöglichen einige Apparate relativ flexible Veränderungen,
         während andere eine »stärkere implizite oder explizite Kodifizierung aufweisen«, die
         Verschiebungen in den Selektionsmustern bremsen und strukturell beschränken (Huke
         2017: 41). Die Selektivitätsstrategien selbst wiederum wirken auf die gesellschaftlichen
         Kräfteverhältnisse zurück und modifizieren diese (Wissel 2015: 33). Damit wirken Staatsapparate
         aufgrund ihrer spezifischen Materialität und Struktur als eine Art Filter gegenüber
         Veränderungen im gesellschaftlichen Kräfteverhältnis, da diese sich durch die Selektionsmechanismen
         im Verdichtungsprozess nur in abgeschwächter und gebrochener Form in die staatliche
         Politik einschreiben können (Poulantzas 2002: 162).
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